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Editorial

Eine Entscheidung gegen jede Vernunft  
und gegen mittelständische Unternehmen

Den Pflegebedürftigen wird gerade vor­

gegaukelt, dass sie dauerhaft vor stei­

genden Kosten geschützt werden. Das 

ist genauso falsch wie die Behauptung, 

dass sich die Arbeitsbedingungen für 

die in der Pflege arbeitenden Menschen 

verbessern werden und die Löhne über­

all steigen. Weder für die dauerhafte 

Entlastung der Pflegebedürftigen noch 

für die Verbesserung der Arbeitsplatz­

bedingungen gibt es eine solide Finan­

zierung. Zu glauben, dass schon bald 

mit einer neuen Reform und einer Nach­

besserung zu rechnen ist, ist angesichts 

von 2,3 Billionen Staatsverschuldung 

nur etwas für unverbesserliche Opti­

misten. Ganz sicher wird diese Reform 

aber dringend notwendige Investitio­

nen in pflegerische Infrastruktur brem­

sen. Und ganz sicher werden in ein paar 

Jahren die gleichen politischen Akteure 

auftreten und uns erklären, von den ka­

tastrophalen Auswirkungen völlig über­

rascht zu sein und wie wir aus diesem 

Dilemma herauszuführen sind.

Kurz vor der Wahl und mit der heißen 

Nadel gestrickt wurde eine Reform auf 

den Weg gebracht, die die großen Fra­

gen der Pflege wieder einmal nicht an­

gefasst hat und bestenfalls geeignet 

war, den Wählern Sand in die Augen zu 

streuen und das ramponierte Image als 

Macher zu polieren.

Es grüßt Sie herzlich

Ihr

Bernd Meurer

Präsident

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

am 11. Juni 2021 hat der Bundestag das 

GVWG beschlossen. Ein Gesetz, das 

durchaus geeignet ist, nicht nur viele 

kleine und mittlere Familienunterneh-

men in der Gesundheitswirtschaft in 

ihrer Existenz zu bedrohen. Einge-

bracht von dem CDU-geführten Bun-

desgesundheitsministerium und von 

einem Gesundheitsminister, der sich 

selbst als Vertreter des Mittelstandes 

bezeichnet. Beschlossen mit den Stim-

men der nur ihrem Gewissen verpflich-

teten Bundestagsabgeordneten aus Ih-

ren Wahlkreisen, denen Sie, liebe Mit-

glieder, die fatale Auswirkung auf ihre 

Pflegedienste und Pflegeheime im Vor-

feld erklärt haben.

Mit Inkrafttreten des Gesetzes werden 

Pflegedienste und Pflegeheime auf die 

Zahl der Mitarbeiter, deren Ausbildungs­

niveau, die Höhe des Gehalts und den 

Preis für ihre Leistung verpflichtet. Flan­

kiert wird das von einer unverhohlenen 

Stärkung der Position der Kostenträger.

Von der Pflegeversicherung, die bei ih­

rer Einführung durch Norbert Blüm 

1995 angetreten war, um durch Markt 

und Wettbewerb die Qualität der Pflege 

zu steigern und die Kosten für die Pfle­

gebedürftigen in einem verträglichen 

Rahmen zu halten, ist nichts mehr üb­

riggeblieben. Sie wurde gerade durch 

ein planwirtschaftliches System er­

setzt, wie wir es über Jahrzehnte in Tei­

len Deutschlands schon einmal hatten. 

Dass dies gerade von der CDU vorange­

trieben wird, auch wenn sie schon lan­

ge nicht mehr die Partei des Mittelstan­

des in Deutschland ist, verwundert den­

noch, hätte man ein solches Ansinnen 

doch eher der Partei Die Linke zugeord­

net. 
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Interview mit Niedersachsens Sozial- und Gesundheits-
ministerin Daniela Behrens (SPD)

Die aus Bremerhaven stammende SPD-

Politikerin Daniela Behrens war mehre-

re Jahre lang Landtagsabgeordnete 

und von 2013 bis 2017 als Staats

sekretärin im Niedersächsischen Minis-

terium für Wirtschaft, Arbeit und Ver-

kehr tätig. Zuletzt war sie Abteilungs-

leiterin im Bundesministerium für Fa-

milie, Senioren, Frauen und Jugend. 

Nach dem Rücktritt von Carola Rei-

mann aus gesundheitlichen Gründen 

wurde Daniela Behrens von Minister-

präsident Stephan Weil zum 1.  März 

2021 zur neuen Ministerin für Soziales, 

Gesundheit und Gleichstellung er-

nannt. Das bpa-Magazin hat die Minis-

terin nach ihren Plänen im Bereich Pfle-

gepolitik befragt. 

bpa-Magazin: Frau Ministerin Behrens, 

im März haben Sie Ihr Büro im Bundes­

familienministerium geräumt und sind 

als neue Sozial- und Gesundheitsminis­

terin nach Niedersachsen zurückge­

kehrt. Herzlichen Glückwunsch zu der 

Ernennung. Was liegt Ihnen in den ers­

ten hundert Tagen besonders am Her­

zen? Was sind Ihre Ziele im Bereich Pfle­

ge und wie wollen Sie diese erreichen?

Daniela Behrens: Vielen Dank für den 

Glückwunsch. Und lassen Sie uns 

gleich mit den Themen starten: Wir 

müssen die Rahmenbedingungen in 

der Pflege unbedingt verbessern – das 

packen wir an. Besonders mit der Kon­

zertierten Aktion Pflege Niedersachsen 

(KAP.Ni) verfolgen wir zahlreiche An­

sätze, um die Situation zu verbessern. 

Meine ersten 100 Tage als Gesundheits­

ministerin sind natürlich stark durch 

die Pandemie, viele Fragestellungen 

und Entscheidungen geprägt. Wie ge­

hen wir zum Beispiel aktuell mit der Si­

tuation um, dass gerade viele ältere 

Menschen und besonders die Pflegebe­

dürften in den Heimen bereits geimpft 

sind? Wie können die Schutzmaßnah­

men angepasst werden? Mir ist wichtig, 

dass die Rechte der Bewohnerinnen 

und Bewohner nicht unverhältnismäßig 

eingeschränkt werden, dass sie zum 

Beispiel Besuch empfangen können.

bpa-Magazin: Welche Maßnahmen wer­

den Sie ergreifen, um die Rahmenbe­

dingungen für die Pflegeeinrichtungen 

zu verbessern?

Daniela Behrens: Die Sozialwirtschaft 

hatte noch nie so viel Beachtung wie in 

der aktuellen Situation und es ist viel 

Dynamik in diesem Bereich. Diese Dy­

namik gilt es zu nutzen und entspre­

chend für die Gewinnung von Nach­

wuchskräften einzusetzen, aber auch 

dafür zu sorgen, dass Pflegekräfte län­

ger in ihrem Beruf verweilen.

Durch die Einführung der generalisti­

schen Ausbildung und die Schaffung 

von akademischen Ausbildungsmög­

lichkeiten wurde die berufliche Pers­

pektive für Berufseinsteigerinnen und 

-einsteiger verbessert, um den Pflege­

beruf gegenüber anderen Branchen 

konkurrenzfähig zu machen. Per Bun­

desgesetzgebung ist die Grundlage für 

die Refinanzierung von bundesweit 

20.000 zusätzlichen Stellen für Pflege­

hilfskräfte geschaffen worden. Aktuell 

sind wir in Niedersachsen dabei, in Ko­

operation mit der Agentur für Arbeit, 

für Menschen mit abgeschlossener 

Ausbildung und Berufserfahrung die 

Möglichkeit des direkten Einstiegs ins 

zweite Jahr der Pflegeassistenz-Ausbil­

dung zu schaffen. Wir können so zum 

Beispiel für Menschen, die während der 

Pandemie ihren Job verloren haben 

und entsprechend motiviert sind, neue 

Perspektiven in der Pflege schaffen.

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die 

leistungsgerechte Vergütung der Pfle­

gekräfte. Die Verbesserung der Entloh­

nungsbedingungen ist das Kernele­

ment der Novellierung des Niedersäch­

sischen Pflegegesetzes, das derzeit im 

Niedersächsischen Landtag beraten 

Daniela Behrens, Niedersächsische Ministerin für Soziales, Gesundheit  

und Gleichstellung
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wird. Es ist vorgesehen, die Investiti­

onskostenförderung an eine tarifge­

rechte Bezahlung zu koppeln. Diese so­

genannte Tariftreueregelung soll die 

Pflegeeinrichtungen, die ihre Pflege­

kräfte noch nicht tarifgerecht entloh­

nen, ermutigen, eine bessere Bezah­

lung ihrer Pflegekräfte mit den Kosten­

trägern zu verhandeln.

Aber nicht nur eine entsprechende Be­

zahlung, sondern auch die Sicherstel­

lung einer ausgewogenen Work-Life-

Balance inklusive entsprechender Ar­

beitsmodelle sowie der Zugang zu Un­

terstützungsangeboten wie beispiels­

weise der betrieblichen Gesundheits­

förderung sind notwendig, um das 

bestehende Personal in der Pflege zu 

halten und den Beruf insbesondere für 

Berufseinsteiger als auch für Querein­

steiger wieder attraktiv zu machen. Ent­

sprechende Maßnahmen haben wir da­

für mit unseren Partnerinnen und Part­

nern im Rahmen der KAP.Ni (Konzer­

tierte Aktion Pflege in Niedersachsen) 

auf den Weg gebracht. 

bpa-Magazin: Sehen Sie Probleme bei 

der Sicherstellung der pflegerischen 

Versorgung in Niedersachsen? Mit wel­

chen Maßnahmen wollen Sie die Ver­

sorgung in den ländlichen Regionen si­

cherstellen und dem Fachkräftebedarf 

in der Pflege begegnen?

Daniela Behrens: Der demographische 

Wandel ist schon heute in der Pflege 

deutlich spürbar: 

Durch die steigende Lebenserwartung 

wird bis zum Jahr 2040 die Anzahl älte­

rer Personen (67 Jahre und älter) auf 

knapp 21,5 Millionen ansteigen – diese 

Entwicklung führt dazu, dass die Zahl 

der pflegebedürftigen Personen sowie 

die Dauer der Pflegebedürftigkeit noch 

einmal weiter zunehmen werden. Die­

ser Effekt wird den Fachkräftemangel 

deutlich verstärken, aber auch den 

Druck auf Familien, welche die Pflege 

für ihre Angehörigen übernehmen  – 

diese müssen stärker beachtet und ent­

lastet werden.

Das Land Niedersachsen hat gerade 

das freiwillige soziale Jahr Pflege ein­

geführt und die Förderung eines Por­

tals zur Pflegeplatzsuche gestartet. Wir 

überarbeiten zudem die Anerkennungs­

verordnung für Angebote zur Unter­

stützung im Alltag nach §  45a  SGB  XI 

mit dem Ziel, dass auch Einzelpersonen 

als Nachbarschaftshelfer anerkannt wer­

den können. 

Schließlich müssen neben der bereits 

angesprochenen Verbesserung der Rah­

menbedingungen die Bemühungen für 

einen allgemeinverbindlichen Tarifver­

trag Soziales fortgesetzt werden – dass 

die Caritas kürzlich kurz vor dem Ziel ei­

ne Einigung platzen ließ, ist sehr bedau­

erlich.  

bpa-Magazin: Die Landeregierung hat 

unter Ihrer Vorgängerin die Konzertier­

te Aktion Pflege für Niedersachen ins 

Leben gerufen und bis Juni dieses Jah­

res konkrete Ergebnisse angekündigt. 

Als ein zentrales Ziel für die Pflege­

dienste wurde die Refinanzierung der 

gewollten Personalkostensteigerungen 

definiert. Dabei sollte ein Referenzwert­

modell zwischen Vergütung und den 

steigenden Personalkosten geeint wer­

den. Werden die Ergebnisse fristge­

recht vorliegen und was werden Sie 

tun, wenn diese ausbleiben?

Daniela Behrens: Die Partnerinnen und 

Partner der KAP.Ni haben ein ehrgeizi­

ges Maßnahmenpaket entwickelt, wel­

ches die pflegerische Versorgung in 

Niedersachsen zukunftsfähig, innova­

tiv und auf Basis einer von Vertrauen 

geprägten Zusammenarbeit sicher­

stellt. Viele der dort getroffenen Verein­

barungen wie zum Beispiel die Stärkung 

von betrieblichem Gesundheitsmanage­

ment, Verbesserungen zur Vereinbarkeit 

von Familie und Beruf, innovative Ver­

sorgungsformen sowie vereinfachte 

Vergütungsverhandlungen konnten trotz 

erschwerter Pandemiebedingungen auf 

den Weg gebracht werden. 

Die Verbesserung der Entlohnungsbe­

dingungen ist dabei eines der Kernele­

mente. Umso mehr freue ich mich darü­

ber, dass bei diesem Thema durch die 

Partnerinnen und Partner bereits viel 

erreicht werden konnte – wie unter an­

derem die beschleunigte Vereinbarung 

von Vergütungserhöhungen und die  

Erhöhung der Leistungskomplexpau­

schalen von 5 Prozent. Diese Ergebnis­

se zeigen mir deutlich, dass der ge­

meinsame Wille für nachhaltige Verän­

derungen vorhanden ist und wir durch 

gegenseitigen Respekt, Wertschätzung 

und Vertrauen die noch offenen Punkte 

abschließen werden, das hoffe ich auch 

mit Blick auf das von Ihnen angespro­

chene Referenzmodell.  

bpa-Magazin: Im Niedersächsischen 

Landtag wird derzeit ein neues nieder­

sächsisches Pflegegesetz erarbeitet. 

Welche Punkte darin sind für Sie beson­

ders wichtig? Wird Deregulierung eine 

besondere Rolle spielen?

Daniela Behrens: Ziel der Gesetzesno­

vellierung ist die Sicherstellung einer 

guten pflegerischen Versorgungsstruk­

tur in Niedersachsen. Dabei ist das Kern­

element die Verbesserung der Entloh­
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Diese Tariftreueregelung soll  
die Pflegeeinrichtungen,  

die ihre Pflegekräfte noch  
nicht tarifgerecht entlohnen,  

ermutigen, eine bessere Bezahlung  
ihrer Pflegekräfte mit den  

Kostenträgern zu verhandeln.
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nungsbedingungen für die Pflegekräf-

te, um einen Anreiz zu setzen, dass 

zukünftig wieder mehr Menschen ei-

nen Beruf in der Pflege ergreifen oder 

zurückkehren. Dies erfolgt, indem zu­

künftig die Investitionskostenförderung 

nur noch bei Sicherstellung einer tarif­

gerechten Entlohnung der Pflegekräfte 

gewährt werden wird. Diese sogenann­

te Tariftreueregelung soll die Pflege­

einrichtungen, die ihre Pflegekräfte noch 

nicht tarifgerecht entlohnen, ermuti­

gen, eine bessere Bezahlung ihrer Pfle­

gekräfte mit den Kostenträgern zu ver­

handeln.

Eine weitere wichtige Säule dieser Re­

form ist die Einrichtung einer unabhän­

gigen Beschwerdestelle Pflege im Büro 

der Landespatientenschutzbeauftrag­

ten. Vor allem Pflegebedürftige, pfle­

gende Angehörige und professionell 

Pflegende können sich mit Hilfeersu­

chen und Beschwerden an diese Stelle 

wenden. Mit der Beschwerdestelle Pfle­

ge ergänzen wir die bisher bestehenden 

Beschwerde- und Hilfestrukturen für 

die Pflege. Ziel ist es, Missstände früher 

aufzudecken, so dass eventuellen Fehl­

entwicklungen auch früher entgegen­

gewirkt werden kann. 

Ein anderer wichtiger Baustein der No­

vellierung ist die Weiterentwicklung der 

Pflegeberichterstattung in Niedersach­

sen. Um die pflegerische Versorgung 

vor Ort zukunftsgerecht und verlässlich 

gestalten zu können, ist eine regelmäßi­

ge Erfassung des Versorgungsstandes 

und Ermittlung des zukünftigen Bedarfs 

erforderlich.

Das Niedersächsische Pflegegesetz legt 

den grundsätzlichen Rahmen für die 

Förderung der Investitionskosten von 

Pflegeeinrichtungen fest. Aus meiner 

Sicht erfolgt im Niedersächsischen 

Pflegegesetz auch nach den geplanten 

Änderungen keine übermäßige Regulie­

rung der regulären Förderung. Gleich­

wohl werden wir das Thema Deregulie­

rung bei der anstehenden Überarbei­

tung der Verordnung zur Durchführung 

der Förderung von Pflegeeinrichtun-

gen berücksichtigen und eine Verein­

fachung des Förderverfahrens prüfen.

bpa-Magazin: Wie stehen Sie zu Markt, 

Wettbewerb und Unternehmertum in 

der niedersächsischen Pflege? Welche 

Rolle spielen für Sie die privaten Pfle­

geanbieter und welchen Platz räumen 

Sie den Kommunen ein?

Daniela Behrens: Die privaten Pflege­

einrichtungen betreiben rund 63 Pro­

zent der Pflegeeinrichtungen in Nieder­

sachsen. Ihnen kommt damit eine ganz 

wesentliche Rolle in der Versorgung der 

pflegebedürftigen Menschen in Nieder­

sachsen zu. Selbstverständlich ist mir 

ein guter Kontakt für eine vertrauens­

volle Zusammenarbeit mit den privaten 

Pflegeeinrichtungen sehr wichtig. Dies 

gilt aber natürlich auch für die freige­

meinnützigen und öffentlichen Träger 

von Pflegeeinrichtungen. Denn Pflege 

ist eine gesamtgesellschaftliche Aufga­

be, die wir nur gemeinsam mit allen Ak­

teurinnen und Akteuren der Pflege gut 

bewältigen können. Die Vielfalt im 

Markt und der Wettbewerb sind in den 

Regelungen des SGB XI klar definiert. 

bpa-Magazin: Welche konkreten Pläne 

zur Bekämpfung der Corona-Pandemie 

haben Sie für die Heime und für die am­

bulante Pflege? 

Daniela Behrens: Es ist uns wichtig, 

dass Pflegebedürftige, die in Heimen le­

ben, ebenso wie Pflegebedürftige, die 

ambulant in der eigenen Häuslichkeit 

gepflegt werden, auch in der Pandemie 

ihre sozialen Kontakte weiter pflegen 

können und nicht isoliert werden. Des­

halb sind gerade in Heimen und ande­

ren unterstützenden Wohnformen so­

wohl die Bedarfe zum Schutz vor CO­

VID-19 als auch die Rechte der Bewoh­

nerinnen und Bewohner zu berücksich­

tigen und miteinander in Einklang zu 

bringen. Die Pflegeeinrichtungen stel­

len den Infektionsschutz durch ein Hy­

gienekonzept sicher. Auf die Möglich­

keit, die Hygienekonzepte – auch in An­

betracht der Durchimpfung der Einrich­

tungen – unter Beteiligung des Gesund­

heitsamtes anzupassen, haben wir die 

Einrichtungen bereits frühzeitig und 

wiederholt hingewiesen. Regelmäßige 

Besuche sind also möglich, Gruppenan­

gebote können ebenfalls durchgeführt 

werden.

Zentrale Bausteine zur Bekämpfung der 

Corona-Pandemie in der Pflege sind  

das Impfen und das Testen. Hier wa- 

ren wir gemeinsam, also im Schulter­

schluss mit den Einrichtungen, sehr er­

folgreich. 

bpa-Magazin: Wie kommen die Impfun­

gen in Niedersachsen voran? Werden 

Sie besondere Regelungen für vollstän­

dig geimpfte Personen schaffen?

Daniela Behrens: In so gut wie allen  

niedersächsischen Pflegeheimen sind 

die Erst- und Zweitimpfung erfolgt be­

ziehungsweise wurden angeboten. Und 

früher als andere Bundesländer hatte 

Niedersachsen zudem die Möglichkeit 

geschaffen, dass vollständig Geimpfte 

von der Testplicht befreit werden kön­

nen  – das gilt für Besucherinnen und 

Besucher in Heimen ebenso wie für die 

Beschäftigten. Inwiefern es weitere be­

sondere Bestimmungen für vollständig 

geimpfte Personen geben wird, wird 

gerade beraten.

Pflege ist eine  
gesamtgesellschaftliche Aufgabe,  
die wir nur gemeinsam mit allen  

Akteurinnen und Akteuren  
der Pflege gut bewältigen können.
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Schon mit den ersten Vorschlägen wird 

überdeutlich, wie ungeeignet eine ehr-

liche Reform der Pflegeversicherung ist, 

wenn sie ausgerechnet in den Wahl- 

kampf fällt. Regierungsfraktionen der 

sog. großen Koalition, die aber zusam-

men nur eine knappe Mehrheit im Bun-

destag haben und bisher unvorstellba-

re Wahlergebnisse befürchten, zielen 

mit ihren Vorschlägen auf erhoffte Zu-

stimmung beim Wahlvolk, verlieren aber 

offenbar den kritischen Blick auf das, 

was notwendig und machbar ist.

Den Beginn macht Bundesminister Heil. 

Eine Verhandlungsrunde aus SPD-Funk­

tionären und AWO-Funktionären auf bei­

den Seiten des Verhandlungstisches 

schließt einen Deal, bei dem lange Zeit 

offenblieb, ob er denn zumindest für die 

an den Verhandlungen beteiligten Or­

ganisationen gelten soll.

Geträumt wurde vom großen Wurf. Al­

len Pflegeeinrichtungen sollte ein Tarif­

vertrag aufgezwungen werden. War­

um? Die naive Annahme war, dass da­

mit die Personalprobleme in der Alten­

pflege gelöst würden. Da scheint die Er­

kenntnis zu stören, dass der Fachkräfte­

bedarf nicht nur einzelne Trägergruppen 

trifft. Auch tarifgebundene Träger ha­

ben einen hohen Personalbedarf.

Bundesminister und Kanzlerkandidat 

Scholz sekundiert. Wenn schon das am­

bitionierte Projekt allgemeinverbindli­

cher Tarifvertrag scheitert, dann kopiert 

die SPD eben einen Vorschlag aus dem 

Bundesgesundheitsministerium und be­

schwert sich, dass Herr Spahn dem ver­

meintlichen SPD-Vorschlag nicht folgen 

würde. Völlig unverständlich werden 

wieder einmal die Grundrechenarten 

außen vor gelassen.

So begründet Herr Scholz den von ihm 

übernommenen Vorschlag damit, dass 

Beschäftigte in Pflegeberufen nur sie­

ben bis acht Jahre im Beruf bleiben 

würden. Was ist denn damit gemeint in 

einem Frauenberuf? Scheiden junge 

Frauen nach sieben bis acht Jahren aus 

dem Beruf aus oder bekommen sie Kin­

der und nehmen eine Familienzeit. Wür­

den die Aussagen zur kurzen Verweil­

dauer im Beruf auch nur annähernd 

stimmen, müssten bei einer Million Be­

schäftigten in den Pflegeberufen Jahr 

für Jahr über 140.000 zusätzliche Be­

schäftigte gewonnen werden, um nur 

den Status quo zu halten.

Tatsächlich ist aber die Zahl der Beschäf­

tigten stark gestiegen, alleine zwischen 

Dezember 2015 und Dezember 2019 um 

über 130.000 in den Pflegeeinrichtungen. 

Dies liegt auch daran, dass die Pflegebe­

rufe exzellente Möglichkeiten des Wie­

dereinstiegs zum Beispiel nach einer Pha­

se der Kindererziehung bieten, was in ei­

nem Frauenberuf eine große Rolle spielt.

Bei sicherer Beherrschung der Grundre­

chenarten sind solche Hinweise nichts 

anderes als Stimmungsmache. Selbst 

die Bundesregierung weist auf das Er­

gebnis einer eigenen Studie hin, wo­

nach Fachkräfte in der Altenpflege im 

Schnitt über 19 Jahre im Beruf bleiben. 

Die ständige Wiederholung einer rech­

nerisch unplausiblen Verweildauer von 

sieben bis acht Jahren sät Frustration, 

sonst nichts.

Prominente Unterstützer der These einer 

kurzen Verweildauer gibt es zuhauf. So 

machte jetzt der Pflegebeauftragte Wes­

terfellhaus Werbung in eigener Sache mit 

der Warnung vor der grassierenden Be­

rufsflucht. Kein Wort verliert er zu dem 

unübersehbaren Beschäftigtenzuwachs. 

Belege Fehlanzeige, offenbar empathi­

sche Empirie. Der Präsident des bpa kom­

mentierte das mit: „Wir haben in Deutsch­

land einen weiter steigenden Bedarf an 

Pflegekräften. Das ist Fakt. Der Grund da­

für ist die demografische Entwicklung 

mit einer starken Steigerung der Zahl der 

pflegebedürftigen Menschen.

Das Statistische Bundesamt zeigt sehr 

deutlich, dass sowohl die Zahl der Be­

schäftigten stark gewachsen ist als auch 

die Bezahlung weit überdurchschnittlich 

Pflegereform im Wahlkampf
Von Herbert Mauel

Herbert 

Mauel 

Tatsächlich ist die Zahl 

der Beschäftigten stark 

gestiegen, alleine zwi-

schen Dezember 2015 

und Dezember 2019  

um über 130.000 in den 

Pflegeeinrichtungen.  

Dies liegt auch daran, 

dass die Pflegeberufe 

exzellente Möglichkei-

ten des Wiederein- 

stiegs zum Beispiel  

nach einer Phase der 

Kindererziehung bieten, 

was in einem Frauen

beruf eine große Rolle 

spielt.
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gestiegen ist. Das ist eine gute Entwick­

lung. Hingegen ist es unseriöse Stim­

mungsmache, permanent eine angebli­

che Berufsflucht wegen der unzureichen­

den Bezahlung an die Wand zu malen.“ 

Ein bemerkenswertes Beispiel zum er­

schütterten Vertrauen in die Grundre­

chenarten liefert auch die Annahme der 

Konzertierten Aktion Pflege, mit einer 

Steigerung der Ausbildungszahlen um 

zehn Prozent den Personalbedarf decken 

zu wollen. Zunächst: Ja, es ist unver­

zichtbar, mehr auszubilden. Wir haben 

vor fast zwanzig Jahren schon darauf 

hingewiesen und waren mit unseren Ein­

richtungen immer in der Spitzengruppe 

der Altenpflegeausbildung. Der einfa­

chen und immer wieder gerne zitierten 

Botschaft der Steigerung um zehn Pro­

zent wurde dann untergeordnet, dass 

die aus dem Berufsleben ausscheiden­

den Jahrgänge dreimal so groß sind wie 

die nun in das Berufsleben startenden. 

Wir steigern somit ein Drittel um zehn 

Prozent und bleiben zuversichtlich.

Nun finden wir uns wieder in einer über­

stürzten Pflegereform, die von der Angst 

getrieben scheint, mit dem Thema im 

Wahlkampf bestehen zu müssen. Ant­

worten sind notwendig für pflegebe­

dürftige Menschen und für die Beschäf­

tigten in der Altenpflege.

Eine Antwort brauchen aber auch die Un­

ternehmen, die eine verlässliche Versor­

gung sichern sollen, stabile Arbeitsplätze 

garantieren sollen und die Investitionen 

in die pflegerische Infrastruktur über­

nommen haben. Die vorgesehenen Ant­

worten der Politik fallen überschaubar 

aus. Den pflegebedürftigen Menschen 

wird erklärt, dass sie sich keine Sorgen zu 

machen brauchen. Die Pflege ist sicher. 

Genauso sicher absehbar ist aber, dass 

die Eigenanteile in allen Leistungsberei­

chen erheblich ansteigen werden, was 

dann in der nächsten Legislaturperiode 

spürbar werden dürfte. Den Beschäftig­

ten werden höhere Löhne in Aussicht ge­

stellt. Als Arbeitgeber kritisieren wir kei­

neswegs höhere Löhne. Ganz im Gegen­

teil. Auch in den letzten Jahren liegt die 

Gehaltsentwick-lung bei uns höher als in 

jeder anderen Branche. Weiter steigende 

Löhne werden von uns bei entsprechen­

der Refinanzierung ausdrücklich begrüßt. 

Sie stärken uns im Wettbewerb um Mitar­

beiter und sichern so die Existenz unserer 

Unternehmen. Sichtbarer Ausdruck der 

Attraktivität der Arbeitsplätze ist der im­

mense Zuwachs an sozialversicherungs­

pflichtigen Beschäftigungsverhältnissen.

Antworten für die Unternehmen bleibt 

die Politik konsequent schuldig? Nein, 

aus einem beschaulichen kleinen Ort im 

Münsterland meldet sich der Pflegebe­

auftragte mit der Forderung zu Wort, es 

sei nun dringend notwendig, die illegalen 

Beschäftigungsverhältnisse in der 24- 

Stunden-Betreuung durch meist osteuro­

päische Hilfskräfte so zu legitimieren, 

dass die Finanzierung ausgerechnet aus 

der Sozialversicherung erfolgen kann. 

Und eine zweite Antwort liefern die Re­

formvorschläge der Koalitionsfraktionen; 

die Regelungsdichte wird erweitert, das 

Selbstkostendeckungsprinzip erneuert.

Unsere mit den Sozialleistungsträgern 

geschlossenen Verträge regeln anders 

als in vielen Abteilungen der Kranken­

häuser bereits seit Jahren genau die 

einzusetzende Personalmenge und die 

Personalqualifikation.

Künftig sollen wir für jeden Mitarbeiter 

einzelne Gehälter zur Kalkulationsgrund­

lage machen und die Einhaltung jeder­

zeit nachweisen. Das heißt nichts an­

deres, als dass zu der Regelung der Per­

sonalmenge, der Personalqualifikation 

und der festgelegten Entgelte jetzt auch 

noch die Entlohnung der Mitarbeiter auf 

Punkt und Komma geregelt werden sol­

len. Im Gesetzesentwurf findet sich je­

doch kein einziger Hinweis zur verlässli­

chen Berücksichtigung eines notwendi­

gen unternehmerischen Zuschlags bei 

den Entgeltverhandlungen.

Die Personalkosten machen bei uns über 

70 Prozent aus. Unsere Träger haften per­

sönlich für den Erfolg ihres Unterneh­

mens, aber selbstverständlich auch für je­

den Misserfolg. Wenn politisch so tief in 

die Finanzierung eingegriffen wird, dann 

müssen doch zumindest auch verlässliche 

Aussagen zur angemessenen Berücksich­

tigung der betrieblichen Risiken und des 

unternehmerischen Wagnisses getroffen 

werden. Der aktuelle Plan zur Regulierung 

der Gehälter ohne finanzielle Berücksichti­

gung der unternehmerischen Anforderun­

gen führt die Pflegeversicherung zurück in 

das planwirtschaftliche System, aus dem 

man sich 1995 aus gutem Grund befreit 

hat. Der fatale Unterschied ist heute, dass 

die Berücksichtigung der unternehme­

risch notwendigen Kosten nicht gewähr­

leistet wäre. Verbunden damit wäre eine 

absehbare wirtschaftliche Gefährdung 

der Unternehmen.

Der bpa hat für die Pflegeeinrichtungen 

die betrieblichen Risiken und das unter­

nehmerische Wagnis in Studien exakt 

beziffern lassen. Nahezu fünf Prozent 

betragen die üblichen betrieblichen Risi­

ken, die ein Pflegeunternehmer neben 

den vereinbarten Gehaltssummen jeder­

zeit tragen können muss. Hier wird eine 

Nulllinie definiert. Nur dann kann er sei­

nen Versorgungsvertrag und damit sei­

nen Auftrag ohne absehbare wirtschaft­

liche Verluste überhaupt erfüllen. Wir 

haben auch das unternehmerische Wag­

nis beziffert. Fünf Prozent Gewinnerwar­

tung sind notwendig für jeden Betreiber, 

vollkommen unabhängig von der Trä­

Wir haben auch das unternehmerische Wagnis beziffert. 

Fünf Prozent Gewinnerwartung sind notwendig für 

jeden Betreiber, vollkommen unabhängig von der 

Trägerschaft.
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gerschaft. Uns werden von den Ver­

tragspartnern bestenfalls 1,5 Prozent für 

beide Positionen, betriebliches Risiko 

und unternehmerisches Wagnis, ange­

boten. Für einen ambulanten Pflege­

dienst mit einem Umsatz von einer Milli­

on Euro bedeutet das nichts anderes, als 

dass der Unternehmer auf 15.000 Euro 

hoffen darf, wenn im ganzen Jahr kein 

einziges unvorhersehbares Risiko ein­

tritt. Das Beispiel ist übertragbar und 

zeigt, dass die angestrebte flächende­

ckende tarifliche Entlohnung in zugelas­

senen Einrichtungen der Altenpflege oh­

ne die verpflichtende Berücksichtigung 

des betrieblichen Risikos und unterneh­

merischen Wagnisses nichts anderes 

darstellt als eine direkte Gefährdung der 

Unternehmen.

Mit aller Deutlichkeit fordern wir eine 

verlässliche gesetzliche Regelung zur 

angemessenen Bemessung der betrieb­

lichen Risiken und des unternehmeri­

schen Wagnisses. Verantwortliche Poli­

tik muss auch die Auswirkungen auf die 

Unternehmen berücksichtigen und eine 

absehbare Gefährdung vermeiden. Es 

macht einen Unterschied, ob nur das 

konkrete Gehalt refinanziert wird oder 

ob das Unternehmen wirtschaftlich so fi­

nanziert wird, dass vereinbarte Gehälter 

dauerhaft gezahlt werden können. Wer A 

sagt, darf bei B nicht wegschauen! Of­

fenbar wäre es ein Dienst an der Zukunft, 

wenn in der nächsten Legislaturperiode 

entschieden würde. Dann müsste auch 

die Finanzierbarkeit bei sich leerenden 

Staatskassen berücksichtigt werden.

Mit aller Deutlichkeit 

fordern wir eine ver

lässliche gesetzliche 

Regelung zur ange

messenen Bemessung 

der betrieblichen Ri

siken und des unter-

nehmerischen Wag

nisses.

Der Bundestag hat am 11. Juni 2021 

ein Gesetzespaket zur Pflegeversi-

cherung verabschiedet, mit dem künf-

tig alle Pflegekräfte nach Tarif bezahlt 

werden sollen. Pflegeeinrichtungen 

können ab September 2022 nur dann 

mit den Pflegekassen abrechnen, wenn 

sie nach Tarifverträgen oder in tarif-

ähnlicher Höhe bezahlen.

„Das ist eine Entscheidung gegen jede 

Vernunft und gegen mittelständische 

Unternehmen in der Pflegewirtschaft 

und offensichtlich allein dem Wahl­

kampf geschuldet. Das Gesundheits­

system und die Beitragszahler werden 

mit Milliarden zusätzlich belastet, für 

die Pflegebedürftigen wird es teurer 

werden, für die Beschäftigten wird es 

in vielen Fällen nicht die erhofften 

Lohnzuwächse geben und den Unter­

nehmen nimmt man die Existenz­

grundlage. Schlechter kann ein Gesetz 

nicht sein, bei dem es nur Verlierer 

gibt. Die Auswirkungen werden wir in 

den nächsten Jahren zu spüren be­

kommen.“ So kommentiert bpa-Präsi­

dent Bernd Meurer die Verabschie­

dung des Gesetzespakets im Bundes­

tag. 

„Die Bundesregierung hat gegen die 

private Pflege entschieden und ge­

fährdet damit die Existenz tausender 

Pflegeeinrichtungen samt Arbeitsplät­

zen. Das wird sich auch spürbar auf die 

Versorgung pflegebedürftiger Men­

schen auswirken, da die privaten Ein­

richtungen mehr als 50 Prozent der 

Versorgung sichern.“ 

Versorgungsverträge an eine tarifliche 

Entlohnung zu koppeln, ohne betrieb­

liches Risiko und unternehmerisches 

Wagnis angemessen zu berücksichti­

gen, schnüre den Unternehmen die 

Luft ab. „Wir sind überhaupt nicht ge­

gen noch bessere Bezahlung in der Al­

tenpflege. Wenn aber die vollständige 

und unkomplizierte Refinanzierung der 

Löhne und die angemessene Berück­

sichtigung des betrieblichen Risikos 

und des unternehmerischen Wagnis­

ses nicht gesichert ist, geht es den Un­

ternehmen an den Kragen“, stellt Meu­

rer klar.

Weder die Anhörung noch die Be­

schäftigung des Gesundheitsausschus­

ses mit den Änderungsanträgen zum 

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterent­

wicklung der Gesundheitsversorgung 

(GVWG) haben dazu geführt, dass die 

Themen Risiko und Wagnis der Unter­

nehmen bei der Reform berücksichtigt 

werden, die doch so existenziell sind. 

Die reine Erstattung der Löhne als 

Durchlaufposten reicht den Unterneh­

men nicht zum Überleben. Sie brau­

chen zwingend die angemessene Be­

rücksichtigung des betrieblichen Risi­

kos und des unternehmerischen Wag­

nisses.

bpa-Präsident Meurer: „Regierung 
und Bundestag entscheiden gegen 
private Pflege“
Tariftreueregelung in der Pflege gefährdet  
die Existenz tausender Pflegeeinrichtungen 
samt Arbeitsplätzen

Bernd 

Meurer
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Der bpa-Präsident kritisiert, dass sich 

im GVWG kein einziger Hinweis zur ver­

lässlichen Berücksichtigung eines not­

wendigen unternehmerischen Zuschlags 

bei den Entgeltverhandlungen finde. Die 

Personalkosten machten bei Pflegeein­

richtungen und -diensten im Schnitt über 

70 Prozent aus. Meurer: „Die Träger haf­

ten persönlich und uneingeschränkt für 

ihre Unternehmen. Wenn politisch so 

tief in die Finanzierung eingegriffen 

wird, dann müssen zumindest auch ver­

lässliche Aussagen zur angemessenen 

Berücksichtigung der unternehmeri­

schen Risiken und des unternehmeri­

schen Wagnisses getroffen werden.“ 

Der Bundesminister für Gesundheit hatte 

am 2. Juni 2021 in seiner Pressekonfe­

renz gesagt: „Aber wir werden jedenfalls 

schon auch die Möglichkeit unternehme­

rischen Handelns in der Pflege brauchen, 

von der Caritas bis zum privaten Anbie­

ter, damit wir ausreichend Angebot ha­

ben. Und zwar auch in der Fläche ausrei­

chend Angebot haben. Die Städte jeden­

falls als staatliches Angebot alleine wer­

den das nicht stemmen können.“ 

Der bpa nimmt Jens Spahn beim Wort. 

Um diese Möglichkeit unternehmerischen 

Handelns in der Pflege sicherzustellen, hat 

der bpa einen Vorschlag zur Berücksichti­

gung betrieblicher Risiken und des unter­

nehmerischen Wagnisses unterbreitet. 

Der bpa hat für die Pflegeeinrichtungen 

die betrieblichen Risiken und das unter­

nehmerische Wagnis in Studien exakt 

beziffern lassen. Nahezu fünf Prozent 

betragen die üblichen betrieblichen Ri­

siken, die ein Pflegeunternehmer neben 

den vereinbarten Gehaltssummen je­

derzeit tragen können muss. Hier wird 

eine Nulllinie definiert. Nur dann kann 

er seinen Versorgungsvertrag und da­

mit seinen Auftrag ohne absehbare 

wirtschaftliche Verluste überhaupt er­

füllen. In den Studien wurde auch das 

unternehmerische Wagnis beziffert. 

Fünf Prozent Gewinnerwartung sind 

notwendig für jeden Betreiber, vollkom­

men unabhängig von der Trägerschaft. 

Auch nach der bisherigen Rechtslage 

ist die Bezahlung von Gehältern bis zur 

Höhe tarifvertraglich vereinbarter Ver­

gütungen wirtschaftlich. In der Praxis 

zeigt sich allerdings, dass in den Pflege­

satzverhandlungen und vor den Schieds­

stellen die Pflegeheime und die Pflege­

dienste höhere Gehälter gegen die Pfle­

gekassen und Sozialhilfeträger nicht 

durchsetzen konnten. Das beklagen nicht 

nur die privaten Anbieter, sondern zum 

Beispiel auch der Präsident des Diako­

nischen Werks, Ulrich Lilie. Er verweist 

am 31. Mai 2021 in einem Interview auf 

die Mühsal bei der Durchsetzung der 

Refinanzierung dieser gesetzlich gesi­

cherten tariflichen Gehälter. 

Der Gesetzgeber ist daher aufgefor-

dert, eine gesicherte Refinanzierung 

von höheren Löhnen in der Pflege oh-

ne Tariflohnzwang sicherzustellen. Um 

die herausfordernde Arbeit der Pflege­

kräfte angemessen zu honorieren und 

die Attraktivität des Pflegeberufs si­

cherzustellen, kommt es darauf an, dass 

die Pflegeheime und Pflegedienste in 

die Lage versetzt werden, höhere Löhne 

auch tatsächlich ausbezahlen zu kön­

nen. Dabei muss gewährleistet sein, 

dass die Pflegeeinrichtungen nicht ih- 

re eigene Existenz aufs Spiel setzen 

müssen, weil in den Pflegesätzen die 

betrieblichen Risiken und das unter­

nehmerische Wagnis unberücksichtigt 

bleiben.

Der Deutsche Bundestag hat am 11. Ju-

ni 2021 in 2. und 3. Lesung die umstrit-

tene Pflegereform beschlossen. Diese 

erfolgt durch zahlreiche Änderungsan-

träge zum Gesetz zur Weiterentwicklung 

der Gesundheitsversorgung (GWVG).

Bei dem zentralen Punkt, der Koppe­

lung der Versorgungsverträge an eine 

tarifliche Entlohnung, hat es keine Än­

derungen mehr gegeben. Eine Regelung 

zur Berücksichtigung des betrieblichen 

Risikos und des unternehmerischen Wag­

nisses wurde nicht beschlossen (vgl. da­

zu den Beitrag auf Seite 11 in dieser Aus­

gabe).  

Die wichtigsten Regelungen  

im Überblick

Damit wird es ab dem 1. September 2022 

zu einem faktischen Tariflohnzwang für 

alle Pflegeeinrichtungen kommen, die ei­

nen Versorgungsvertrag nach § 72 SGB 

XI abgeschlossen haben oder einen sol­

chen schließen wollen. Wie Sie wissen, 

hat der bpa massiv und in aller Schärfe 

vor einer solchen Regelung gewarnt, 

weil sie unseren Einrichtungen jeglichen 

unternehmerischen Spielraum nimmt 

und eine existentielle Gefahr darstellt. 

Gemeinsam haben viele bpa-Mitglieder, 

der bpa und der bpa Arbeitgeberver­

band dagegen gekämpft. Wir werden 

das jetzt vom Bundestag beschlossene 

Gesetz zusammen mit dem bpa Arbeit­

Bundestag beschließt Reformen in der Pflege

Hintergrund:

Das Gesetzespaket zur Pflegeversi-

cherung ist in das GVWG (Gesetz zur 

Weiterentwicklung der Gesundheits-

versorgung) eingeflossen. Neben di-

versen Änderungen wird der Versor-

gungsvertrag nach § 72 SGB XI an ei-

ne tarifliche oder AVR (Kirchen) Ent-

lohnung gekoppelt. Die Stellungnah

me des bpa finden Sie unter folgen-

dem Link: bpa – Bundesverband pri- 

vater Anbieter sozialer Dienste e.V.: 

Fachinformationen & Positionen.
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geberverband einer dezidierten rechtli­

chen Prüfung unterziehen, über die ge­

nauen Bestimmungen informieren und 

die Mitglieder bei der Umsetzung unter­

stützen und begleiten. 

Begrenzung des Eigenanteils  

an den pflegebedingten Aufwendungen 

in der stationären Pflege

Pflegebedürftige der Pflegegrade 2 bis 

5, die vollstationäre Leistungen beziehen, 

erhalten einen Leistungszuschlag zu ih­

rem zu zahlenden Eigenanteil an den pfle­

gebedingten Aufwendungen. In den ers­

ten zwölf Monaten beträgt der Zuschlag 

fünf Prozent, ab dem 13. Monat liegt die­

ser bei 25 Prozent, ab dem 25. Monat 

bei 45 Prozent und ab dem 37. Monat 

bei 70 Prozent des zu zahlenden Eigen­

anteils an den pflegebedingten Aufwen­

dungen. Eine nachhaltige finanzielle Ent­

lastung der pflegebedürftigen Menschen 

wird dadurch nicht erreicht, da parallel 

durch staatliche Vorgaben die pflegebe­

dingten Kosten massiv gesteigert wer­

den. Außerdem fehlt eine Regelung zur 

Dynamisierung der Sachleistungen.

Anhebung der Leistungsbeträge 

für ambulante Pflegesachleistungen 

und Kurzzeitpflege

Die Leistungsbeträge für ambulante Pfle­

gesachleistungen nach § 36 SGB XI wer­

den zum 1. Januar 2022 um fünf Prozent 

angehoben. Der Höchstleistungsbetrag 

für die Kurzzeitpflege nach § 42 SGB XI 

wird zum 1. Januar 2022 um zehn Prozent 

angehoben. Die scheinbar große Erhö­

hung bei der Kurzzeitpflege resultiert aus 

der neuen Berechnungsgrundlage, nach 

der künftig mit 80 Prozent Auslastung 

kalkuliert werden soll. Aus Sicht des bpa 

sind diese Erhöhungen zu niedrig, um ei­

nerseits die Kostensteigerungen der ver­

gangenen Jahre und andererseits insbe­

sondere die zu erwartenden Kostenstei­

gerungen der kommenden Jahre auszu­

gleichen. Außerdem fehlen entsprechen­

de Erhöhungen bei der Tages- und Nacht­

pflege, dem Entlastungsbetrag, der Ver­

hinderungspflege sowie den übrigen Leis­

tungsbeträgen des SGB XI.

Einführung des Personalbemessungs-

system für die stationäre Pflege

Das wissenschaftlich fundierte Verfah­

ren zur einheitlichen Bemessung des Per­

sonalbedarfs in Pflegeeinrichtungen nach 

qualitativen und quantitativen Maßstä­

ben wird für vollstationäre Pflegeein­

richtungen verbindlich eingeführt. Auch 

diese Regelung sieht der bpa kritisch: 

Vorgesehen sind jetzt Obergrenzen für 

die künftige Personalausstattung, aber 

die Vorschläge führen trotzdem dazu, 

dass künftig nicht mehr alle pflegebe­

dürftigen Menschen einen notwendigen 

Heimaufenthalt in Anspruch nehmen 

können. Grundsätzlich gilt: je höher der 

Pflegegrad, desto umfangreicher sind 

auch die Anforderungen an die Qualifi­

kation. Die Umsetzung erfolgt für Pfle­

gesatzvereinbarungen ab 1. Juli 2023. 

Maßgeblich bleiben jedoch die Verein­

barungen auf Landesebene.

Vergütungen für die Kurzzeitpflege

Für die Kurzzeitpflege wird es neue Bun­

desempfehlungen für die Rahmenver­

träge geben, die die inhaltlichen und 

strukturellen Besonderheiten hinsicht­

lich der kurzen Verweildauer der Pfle­

gebedürftigen und der damit regelmä­

ßig verbundenen Auslastungsquote be­

rücksichtigen. Auf Grundlage dieser Emp­

fehlungen haben die Vertragspartner in 

den Ländern ihre Rahmenverträge für 

die Kurzzeitpflege zu überprüfen und an­

zupassen; in der Zwischenzeit sind die 

Empfehlungen für die Pflegekassen und 

die zugelassenen Pflegeeinrichtungen un­

mittelbar verbindlich. Der bpa begrüßt 

die Neuregelung. Damit erkennt der Ge­

setzgeber die wichtige Funktion der Kurz­

zeitpflege an und verbessert die wirt­

schaftlichen Rahmenbedingungen durch 

eine deutliche Absenkung der kalkulato­

rischen Auslastungsquote. 

Erfreulich ist aus Sicht des bpa auch, 

dass bereits in einzelnen Bundesländern 

vorhandene Verfahren für leistungsge­

rechte Vergütungen in der Kurzzeitpfle­

ge berücksichtigt werden können. Aller­

dings wird die Regelung konterkariert 

durch die neue Übergangspflege, die es 

Krankenhäusern ermöglicht, in die Leis­

tungserbringung der Pflege einzustei­

gen (unter anderem mit Kurzzeitpflege), 

sich diese aber über die Krankenversi­

cherung finanzieren zu lassen. Die 

Übergangspflege durch das Kranken­

haus hat der bpa scharf kritisiert. 

Stärkung der Kompetenzen  

von Pflegefachkräften

Pflegefachkräfte können künftig ohne 

Verordnung des Arztes Empfehlungen 

für Hilfsmittel abgeben. Diese Emp­

fehlung muss den Kassen dann als Nach­

weis für die Notwendigkeit reichen. Au­

ßerdem können Pflegefachkräfte künftig 

innerhalb eines vertragsärztlich festge­

stellten Verordnungsrahmens bei aus­

gewählten Leistungen der häuslichen 

Krankenpflege die Dauer und Häufigkeit 

der verordnungsfähigen Maßnahmen 

sowie über deren Durchführung im Rah­

men von Modellprogrammen selbst be­

stimmen. Der bpa begrüßt diese Rege­

lungen, hätte sich allerdings noch deut­

lich mutigere Schritte gewünscht. 

Was erfreulicherweise nicht kommt

Erfreulich ist aus Sicht des bpa, welche 

Punkte auch durch unser gemeinsames 

Engagement nicht in die Änderungsan­

träge übernommen wurden, aber noch 

im Arbeitsentwurf enthalten waren:

•	� Die Kürzung der Tagespflege um 50 Pro­

zent

•	� Die Finanzierung der illegalen Haus­

haltshilfen über das Sachleistungsbud­

get der Pflegeversicherung

•	� Das Budget aus Verhinderungspfle­

ge und Kurzzeitpflege

•	� Der Zuschlag für spezielle „gemein­

schaftliche Wohnformen …“

•	� Zeitvergütungen für die ambulante 

Pflege

Diese Punkte sind damit alle vom Tisch. 

Insbesondere bei der Tagespflege hat 

sich gezeigt, dass die gemeinsamen Pro­

teste der bpa-Mitglieder und des bpa ih­

re Wirkung entfaltet haben. 
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Mit dem GVWG sind im Rahmen einer 

ersten Änderung weitere, wichtige Re­

gelungen beschlossen worden:

Gesetz zur Sicherung der Qualität  

der Gewinnung von Pflegekräften  

aus dem Ausland

Hier hat es in letzter Minute noch erheb­

liche Änderungen gegeben. Die Rege­

lungen zur Förderung sind vollständig 

entfallen!

Ursprünglich war vorgesehen, dass es 

für die Anwerbung einer ausländischen 

Pflegefachkraft bis zu 6.000 Euro För­

derung hätte geben können (siehe da-

zu auch den bpa-Newsticker Nr. 4 vom 

19. April 2021). Übrig geblieben ist jetzt 

lediglich die Einführung eines freiwil­

ligen Gütesiegels für Vermittlungsagen­

turen. Das zeigt die Wertigkeit der Ge­

winnung der notwendigen Pflegefach­

kräfte und das Verantwortungsbewusst­

sein für Sicherstellung der pflegerischen 

Versorgung. Anstelle einer tatkräftigen 

Unterstützung der Träger bei der An­

werbung ausländischer Pflegefachkräf­

te gibt es jetzt nur noch zusätzliche bü­

rokratische Auflagen. 

Zusammenarbeit bei Qualitäts

prüfungen

Die Änderungen betreffen vorrangig 

die Übertragung der nach dem SGB IX 

und SGB XI geltenden Regelungen ei­

ner Zusammenarbeit zwischen den die 

Regelprüfung veranlassenden und durch­

führenden Stellen und den Heimauf­

sichtsbehörden.

Neu ist die Einbeziehung der Einglie­

derungshilfeeinrichtungen in die Ab­

stimmung der Heimaufsichtsbehörden 

auf der Grundlage des § 275b Absatz 4 

SGB V. Die Zielsetzung, Doppelprüfun­

gen auszuschließen, begrüßt der bpa 

ausdrücklich. 

Der Bundesrat wird sich abschließend 

am 25. Juni 2021 mit dem Gesetz befas­

sen. Die meisten Regelungen treten 

zum 1. Januar 2022 in Kraft.

Über „Digitalisierung“ in der Pflege 

wird viel gesprochen, verbindliche Re

gelungen und Angebote mit den Pfle-

gekassen gibt es bislang aber nur we-

nige. Dem bpa ist es gelungen, die er-

folgreiche Zusammenarbeit mit der 

Techniker Krankenkasse (TK) im Be-

reich der Pflegeberatungen nach § 45 

SGB XI auszubauen und durch digita-

le Angebote zu ergänzen.

Bereits seit Anfang der 2000er Jahre 

hat der bpa gemeinsam mit der TK eine 

Rahmenvereinbarung über die Durch­

führung von individuellen häuslichen 

Schulungen, Überleitungspflegen und 

Gruppenpflegekursen geschlossen. Die 

Vereinbarung wurde in den vergange­

nen Jahren fortlaufend weiterentwi­

ckelt und beständig wurden attraktive 

Konditionen für die bpa-Mitgliedsein­

richtungen geschaffen.

Seit der Corona-Epidemie und der da­

mit verbundenen Vermeidung von 

nicht zwingend notwendigen stationä­

ren Behandlungen beziehungsweise 

von verkürzten Krankenhausaufenthal­

ten ist der Beratungsbedarf bei den 

Pflegebedürftigen und ihren Angehöri­

gen in den vergangenen Monaten noch 

einmal deutlich gestiegen. Zum Infekti­

onsschutz der Betroffenen und der 

Pflegefachkräfte wurde mit der TK ver­

einbart, dass es den Pflegediensten bis 

auf weiteres ermöglicht wird, die Bera­

tungsleistungen auch telefonisch oder 

digital (per Video) durchzuführen.

Um den Versicherten und anderen Inte­

ressierten einen schnellen Zugang zu 

den pflegerischen Hilfs- und Beratungs­

angeboten zu ermöglichen, hat die TK 

zudem die App „TK-PflegeKompakt“ 

mit wichtigen Informationen und Servi­

ces rund um das Thema Pflege und 

Pflegebedürftigkeit programmieren las­

sen. Die App bietet Pflegebedürftigen 

und ihren Angehörigen zahlreiche Ser­

vices, dazu gehört auch die digitale Pfle­

gekurssuche. Diese funktioniert ähnlich 

wie andere Suchen, zum Beispiel nach 

einer Postfiliale oder ähnlichem. Der In­

teressent gibt die Postleitzahl, die Ent­

fernung der Umkreissuche (zum Bei­

spiel zehn Kilometer Radius) sowie das 

gewünschte Kursangebot „Pflegecoa­

ching zu Hause“ (individuelle häusliche 

Schulung) oder „Gruppenpflegekurs“ 

ein. Die Ergebnisliste weist daraufhin al­

le Pflegedienste mit ihren jeweiligen 

Kontaktdaten aus, die im Umfeld der 

angegebenen Postleitzahl liegen und 

die Pflegeberaterleistungen anbieten. 

Der Nutzer hat so die Möglichkeit, sich 

direkt beim Anbieter zu melden und ei­

ne Schulung zu vereinbaren.

Alle Pflegedienste, die der Rahmenver­

einbarung des bpa und der TK nach § 45 

SGB XI beigetreten sind, können sich in 

der TK Pflege App registrieren und den 

Interessierten mit ihrem Angebot anzei­

gen lassen. Die TK Pflege App ist ein gu­

Digitalisierung voranbringen:  
bpa und Techniker Krankenkasse  
ermöglichen Pflegekurssuche  
über Pflege App
Von Bernd Tews

Bernd 

Tews
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tes Beispiel, wie sich Digitalisierung pra­

xisnah und nutzbringend umsetzen lässt. 

Aufgrund der demographischen Verände­

rungen besteht eine hohe und weiter an­

steigende Nachfrage an Beratungsleistun­

gen. Für die Pflegedienste bietet die TK 

Pflege App sowohl den Zugang zu neuen 

Kunden als auch die Möglichkeit, sich in 

der Region als Beratungsinstitution rund 

um die Pflege weiter zu etablieren.

Gesetz zur digitalen Modernisierung 

von Versorgung und Pflege  

(Digitale-Versorgung-und-Pflege-

Modernisierungs-Gesetz – DVPMG)

Neben einzelnen Initiativen der Leis­

tungserbringer und -träger arbeitet auch 

der Gesetzgeber an der Weiterentwick­

lung der digitalen Strukturen im Be­

reich der Pflege und medizinischen Ver­

sorgung. So hat der Bundestag Anfang 

Mai den Gesetzentwurf zur digitalen 

Modernisierung beschlossen. Zu dem 

Gesetzentwurf hatte der bpa im Vorfeld 

ausführlich Stellung genommen und 

seine Positionen auch im Rahmen einer 

mündlichen Anhörung des Bundesta­

ges ausgeführt.

Wenn der Bundesrat dem Gesetzentwurf 

am 28. Mai 2021 zustimmt, kann das DV­

PMG Anfang Juni in Kraft treten. Das DV­

PMG verfolgt das Ziel, die bisherigen ge­

setzlichen Regelungen weiterzuentwi­

ckeln, um das Potential der Digitalisie­

rung besser auszuschöpfen. Im Ergebnis 

soll eine effiziente und qualitativ gute Ver­

sorgung in der Pflege sichergestellt und 

durch digitale Lösungen unterstützt wer­

den. Dabei ist laut Gesetzgeber von ent­

scheidender Bedeutung, „dass sich digi­

tale Anwendungen in den Bedarf und die 

Gewohnheiten der Menschen einfügen 

und alltagstaugliche Abläufe entstehen. 

Nur auf diese Weise stoßen die Verände­

rungen auf Akzeptanz und es entsteht ein 

spürbarer Mehrwert“. Die Pflege soll da­

bei von einer flächendeckenden Vernet­

zung, dem Zugriff auf elektronische Pati­

entenakten sowie von Versorgungsmög­

lichkeiten per Video profitieren. Der bpa 

teilt diese Zielsetzung, hat sich im parla­

mentarischen Verfahren aber für ergän­

zende Regelungen eingesetzt, damit die 

bestehenden Möglichkeiten der Digita­

lisierung in der Praxis noch besser ge­

nutzt werden können.

Erreicht werden konnte, dass der Digita­

lisierungszuschuss des § 8 Abs. 8 SGB 

XI bis 31.12.2023 verlängert wird. Leider 

wurde den bpa-Forderungen zur Erhö­

hung des Zuschusses und zur Anpas­

sung der Förderkriterien nicht gefolgt, 

diese hätten einen flexibleren Einsatz 

der digitalen Hilfen ermöglicht.

Die Versicherten haben zukünftig einen 

Anspruch auf digitale Pflegeanwendun­

gen sowie auf eine ergänzende Unter­

stützung bei der Nutzung dieser durch 

die ambulanten Pflegedienste. Hierfür 

stehen monatlich bis zu 50 Euro pro Ver­

sicherten als Sachleistung zur Verfügung. 

Wie die 50 Euro konkret auf die jeweilige 

Anwendung und die notwendige Unter­

stützung aufgeteilt werden, soll durch 

den GKV-Spitzenverband nach Anhörung 

der Träger der Pflegeeinrichtungen auf 

Bundesebene sowie der maßgeblichen 

Spitzenorganisationen der Hersteller von 

digitalen Pflegeanwendungen innerhalb 

von drei Monaten nach Aufnahme in das 

Verzeichnis für digitale Pflegeanwendun­

gen festgelegt werden. Nach der Aufnah­

me einer digitalen Pflegeanwendung in 

das Anwendungsverzeichnis informiert 

das Bundesinstitut für Arzneimittel und 

Medizinprodukte (BfArM) die Vertrags­

parteien nach § 75 Absatz 1 SGB XI, die 

an Rahmenverträgen über ambulante 

Pflege beteiligt sind, über die Aufnahme. 

Diese Mitteilung umfasst auch, welche 

ergänzenden Unterstützungsleistungen 

für die Nutzung der digitalen Pflegean­

wendung erforderlich sind und von den 

Pflegediensten erbracht und abgerech­

net werden können.

Für eine wissenschaftlich gestützte Er­

probung der Telepflege zur Verbesse­

rung der pflegerischen Versorgung von 

Pflegebedürftigen werden zehn Millio­

nen Euro im Zeitraum von 2022 bis 2024 

zur Verfügung gestellt. Der GKV-Spit­

zenverband verantwortet die Modell­

vorhaben. Die dazugehörigen Planun­

gen müssen im Benehmen mit den Ver­

bänden der Träger der Pflegeeinrich­

tungen auf Bundesebene, geeigneten 

Verbänden der Digitalwirtschaft sowie 

der gematik erfolgen.

Bei der Telepflege handelt es sich um 

den Austausch von Informationen im 

Rahmen des Pflegeprozesses unter Ver­

wendung von Informations- und Kom­

munikationstechnologien zur Überbrü­

ckung einer zeitlichen oder räumlichen 

Distanz durch beruflich Pflegende mit 

den pflegebedürftigen Menschen und 

deren Angehörigen, anderen beruflich 

Pflegenden sowie weiteren professio­

nellen Akteuren, wie Ärzten, Ergo-, 

Logo- oder Physiotherapeuten, Apothe­

kern etc. Der Schwerpunkt soll auf den 

Leistungen liegen, die unter überwiegen­

der Verantwortung beruflich Pflegender 

sowie gegebenenfalls in Zusammenar­

beit mit anderen professionellen Akteu­

ren erbracht werden.

Die Telepflege unterscheidet sich von 

den digitalen Pflegeanwendungen und 

der ergänzenden Unterstützung bei 

Nutzung von digitalen Pflegeanwen­

dungen dahingehend, dass bei den di­

gitalen Pflegeanwendungen und den 

Unterstützungsleistungen die Software-

Leistung im Vordergrund steht.

Bei der Telepflege handelt es sich dage­

gen um eine pflegerische Dienstleis­

tung, die von beruflich Pflegenden er­

bracht wird. Im Einzelfall können Über­

schneidungen zwischen den digitalen 

Pflegeanwendungen und der Telepflege 

aber nicht ganz ausgeschlossen werden. 

Die telepflegerischen Ansätze verfügen 

über ein großes Potential, Pflegeperso­

nal vor allem im ambulanten Bereich zu 

entlasten und Pflegebedürftige sowie 

ihre Angehörigen zu unterstützen.

Im Rahmen des Modellvorhabens sollen 

– wissenschaftlich begleitet – die Poten­

tiale der Telepflege in der pflegerischen 

Versorgung in der häuslichen Kranken­

pflege und in der Langzeitpflege mit den 

ambulanten Pflegediensten erforscht, 

erprobt und entwickelt werden.
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Die neuen Ansätze der Telepflege sollen 

das Pflegepersonal und die Pflege­

bedürftigen dabei zunächst vorrangig 

bei der körperbezogenen Selbstversor­

gung (Waschen, Nahrungsaufnahme, Mo­

bilisation etc.) sowie beim Umgang mit 

psychischen und anderen Verhaltens­

auffälligkeiten und bei der Teilnahme an 

sozialen Aktivitäten unterstützen.

Bestandteil des Modellprogramms ist es 

auch, die notwendigen Grundlagen für 

bundesweite Vereinbarungen und Stan­

dards zum Einsatz von Telepflege zu 

schaffen. Das Modellprogramm ist im 

Zeitraum von 2022 bis 2024 vorgesehen. 

Im Benehmen mit den Verbänden der 

Träger der Pflegeeinrichtungen auf Bun­

desebene und den Verbänden der Digital­

wirtschaft sowie mit der Gesellschaft für 

Telematik bestimmt der Spitzenverband 

Bund der Pflegekassen Ziele, Dauer, In­

halte und Durchführung des Modellpro­

gramms. Der bpa begrüßt, dass die Rege­

lungen zur Telepflege entsprechend sei­

ner Forderungen nicht bis zu einer mögli­

chen Reform der Pflegeversicherung auf­

geschoben wurden, sondern nun bereits 

mit dem DVPMG umgesetzt werden und 

die Chancen zur Digitalisierung des Ver­

sorgungsalltags damit erprobt und ver­

ankert werden können. Mit dem DVPMG 

wird auch die Basis für eine ausschließ­

lich elektronische Übermittlung von Ver­

ordnungen geschaffen. Mittelfristig ist 

die Fokussierung auf elektronische Kom­

munikationswege und die Abschaffung 

der Papierform richtig. Der Gemeinsame 

Bundesausschuss arbeitet seinerseits 

bereits daran, dies im Rahmen der häusli­

chen Krankenpflege umzusetzen und hat 

dazu einen Beschluss zur Umsetzung 

elektronischer Verordnungen in der häus­

lichen Krankenpflege gefasst. Der bpa 

wurde als stellungnahmeberechtigte Or­

ganisation zur Richtlinienänderung ange­

hört. Der bpa begrüßt auch die vorgese­

hene Einführung digitaler Pflegeanwen­

dungen. Dabei muss allerdings von An­

fang an auf die enge Zusammenarbeit 

von Pflegebedürftigen und Pflegeeinrich­

tungen gesetzt werden. Nur so kann eine 

Akzeptanz geschaffen und ein positiver 

Beitrag zur pflegerischen Versorgung er­

reicht werden. Um digitale Anwendun­

gen und Prozesse in den Pflegeeinrich­

tungen zu etablieren, werden auch wei­

terhin umfangreiche Investitionen und 

Schulungen notwendig sein. Der bpa hat 

sich deshalb für die Verlängerung des Di­

gitalisierungszuschusses nach § 8 Abs. 8 

SGB XI eingesetzt.

Nachbesserungsbedarf besteht aus Sicht 

des bpa aber weiterhin bezüglich der 

Erleichterung der Inanspruchnahme. 

Die in den letzten Jahren sehr geringe 

Nutzung des Zuschusses hat gezeigt, 

dass die Ausgestaltung nicht praxist­

auglich ist. Der bpa wird sich deshalb 

weiterhin für eine Vereinfachung des 

Antsragsverfahrens und eine Reduzie­

rung des Eigenmittelanteils einsetzen.

Mit dem DVPMG geht die Digitalisie­

rung in der Pflege einen deutlichen 

Schritt voran. Der bpa wird die weitere 

Umsetzung, insbesondere zu den Mo­

dellprojekten der Telepflege sowie zu 

den Festlegungen des GKV-Spitzenver­

bandes zu den Pflegeanwendungen und 

den damit verbundenen Unterstützungs­

leistungen der ambulanten Pflegediens­

te, engmaschig begleiten.

Übersicht Inhalte und Services der App „TK-PflegeKompakt“� Quelle: Techniker Krankenkasse
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Der Parlamentarische Staatssekretär Florian Pronold hat am 

29. April 2021 einen Förderscheck aus dem Flottenaus-

tauschprogramm „Sozial & Mobil“ an die Vitalis Care GmbH 

in Feldkirchen-Westerham überreicht. Die Gesellschaft für 

soziale Einrichtungen beschafft mit den Fördermitteln des 

Bundesumweltministeriums (BMU) ihre ersten Elektrofahr-

zeuge für den ambulanten Pflegedienst sowie ihre Pflege-

heime. Außerdem wird die Ladesäuleninfrastruktur an den 

verschiedenen Standorten ausgebaut. Das BMU-Förderpro-

gramm „Sozial & Mobil“ war im November 2020 gestartet 

und läuft bis Ende 2022.

Der bpa hatte sich im vergangenen Jahr erfolgreich dafür 

eingesetzt, dass das Flottenaustauschprogramm, das ur­

sprünglich nur für die gemeinnützigen Betreiber geplant war, 

jetzt allen sozialen Diensten zur Verfügung steht – auch sol­

chen, die in privater Trägerschaft organisiert sind. bpa-Präsi­

dent Bernd Meurer: „Wir freuen uns deshalb, dass die Politik 

diesen Punkt korrigiert hat. Denn die Fahrzeuge der Pflege­

dienste sind unabhängig von der Trägerschaft jeden Tag rund 

um die Uhr im Einsatz – jeder kennt sie aus dem Straßenver­

kehr. Es ist eine hervorragende Idee, mit diesen Autos den 

Ausbau der Elektromobilität zu befördern. Es ist deshalb 

auch unter Umweltgesichtspunkten konsequent, dass alle 

sozialen Dienste einbezogen werden. Nur so kann ein flä­

chendeckender Erfolg des Flottenaustauschprogramms si­

chergestellt werden.“ Dass das Programm eine Kumulierung 

mit dem Umweltbonus ermögliche, sei ein weiterer Anreiz, 

auf Elektrofahrzeuge umzusteigen.

Parlamentarischer Staatssekretär Florian Pronold: „Ambu­

lante Dienste sind mit vielen kurzen Fahrten optimal für die 

Nutzung von Elektrofahrzeugen. Soziale Einrichtungen, die 

ihre Dienste elektrifizieren, schonen das Klima und ihren 

Geldbeutel. Leisere Fahrzeuge mit weniger Abgasen sind gut 

für die Umwelt. Außerdem kosten Elektrofahrzeuge im Be­

trieb weniger als Verbrenner, und sie brauchen weniger War­

tung. Das BMU unterstützt die Vitalis Care GmbH in Bayern 

bei ihrem Einstieg in den Umstieg auf Elektromobilität. In 

Kombination mit dem Umweltbonus können wir mit der För­

derung die Mehrkosten eines neuen Elektrofahrzeugs nahezu 

ausgleichen. Wenn soziale Einrichtungen jetzt aktiv werden, 

ist das eine Chance für den Klimaschutz sowie für die Lebens­

qualität der Beschäftigten und der Menschen, die von Ihnen 

betreut werden.“ Die Vitalis Care GmbH betreibt Pflegeheime 

sowie einen ambulanten Pflegedienst in Bayern, Baden-

Württemberg und Sachsen. Künftig fährt etwa die Hälfte der 

ambulanten Flotte ohne CO2-Emissionen.

Soziale Einrichtungen, die ihren Fuhrpark auf Elektrofahrzeu­

ge umstellen wollen, können bis Ende 2022 eine Förderung 

beantragen. Aufgrund der aktuell langen Lieferzeiten ist eine 

frühzeitige Beantragung empfehlenswert. Bis Ende 2022 ste­

hen über „Sozial & Mobil“ insgesamt 200 Millionen Euro För­

dermittel zur Verfügung. 

In Deutschland sind derzeit mehr als 280.000 Fahrzeuge für 

Unternehmen und Organisationen im Gesundheits- und Sozi­

alwesen auf deutschen Straßen unterwegs. Bislang wird nur 

eine kleine Zahl davon elektrisch betrieben. Mehr als 45.000 

dieser Pkw und Kleinbusse werden jährlich erneuert. Die An­

schaffung von Elektrofahrzeugen zahlt sich langfristig aus: 

Elektrofahrzeuge haben geringere Betriebskosten als Ver­

brenner, und aufgrund des CO2-Preises werden herkömmli­

che Kraftstoffe immer teurer. Für den Kauf eines Elektrofahr­

zeugs anstelle eines Verbrenners bietet das Programm ver­

schiedene Fördermöglichkeiten.  bmu/sj

BMU-Förderprogramm „Sozial & Mobil“ –  
Pflegedienst und Pflegeheime der Vitalis Gruppe  
in Bayern erhalten ihre ersten zehn Elektrofahrzeuge

Der Parlamentarische Staatssekretär Florian Pronold (rechts) 

überreicht im Beisein der Bayerischen Landtagspräsidentin 

Ilse Aigner (links) einen Förderscheck aus dem Flotten

austauschprogramm „Sozial & Mobil“ des Bundesumwelt-

ministeriums an Martin Hiller (Mitte), Geschäftsführer  

der Vitalis-Gruppe mit Einrichtungen in Bayern, Baden-

Württemberg und Sachsen.
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Die „Schönberg Pflege- und Senioren-

dienste GmbH“ aus dem Landkreis 

Heilbronn hat ihren Mitarbeitern ein be-

sonderes Ostergeschenk gemacht. An-

gesichts des relativ hohen Anteils an 

nicht geimpften Mitarbeitern und der 

sich zuspitzenden „Dritten Welle“ hat-

ten sich Geschäftsführer Jan Stefan 

Griese gemeinsam mit Regionalleiter 

Jochen Ziegler und den Einrichtungslei-

tungen Irina Renner und Martin Lang 

entschieden, jedem Mitarbeiter über 

die Ostertage vier Einzeltests für den 

privaten Gebrauch zur Verfügung zu 

stellen. 

Bei den Tests handelte es sich um ein­

fach anzuwendende Schnelltests, bei 

denen die Testung im Nasenraum erfol­

gen kann. Mitarbeiter etwa aus den 

nicht-pflegerischen Bereichen, die sich 

die Testung ihrer Angehörigen trotz Ein­

weisung nicht zutrauten, konnten sich 

und ihre Angehörigen in der Einrich­

tung testen lassen.  

Somit konnte das Risiko einer Infektion 

über die Ostertage minimiert werden. 

Regionalleiter Jochen Ziegler erklärte 

hierzu: „Die Aktion war ein voller Erfolg. 

Es wurden über 400 Tests durchgeführt 

und unsere Mitarbeiter konnten so ein 

sicheres Osterfest im Familienkreis fei­

ern.“ Jan Stefan Griese, der auch Mit­

glied im bpa-Landesvorstand ist, er­

gänzte: „Die Aktion erfolgte auf eigene 

Rechnung und es wurden hierfür keine 

Erstattungen durch die Kassen in An­

spruch genommen. Wir wollten unse­

ren Mitarbeitern einfach Danke sagen 

und ihnen ein sorgloses Osterfest mit 

ihren Angehörigen ermöglichen.“  jsg

Landesgruppe Baden-Württemberg

Ostern in Oedheim: Schnelltests für  
den privaten Gebrauch verschenkt

Das Projekt „FUN – Führung und Verein-

barkeit 4.0 in der Pflege“ soll Führungs-

kräften Methoden und Techniken ver-

mitteln, um die Arbeitsfähigkeit und Mo-

tivation der Beschäftigten in der statio-

nären und ambulanten Pflege aufrecht 

zu erhalten und die Vereinbarkeit von 

Beruf, Gesundheit und Familie zu stär-

ken. Im Rahmen des Projekts erhalten 

bestehende und zukünftige Führungs-

kräfte neben einem Coaching mehrere 

und unterschiedliche Seminareinheiten, 

abgestellt auf die konkrete Situation in 

der jeweiligen Pflegeeinrichtung.

Um die Mitgliedseinrichtungen in die­

sem Spannungsfeld zu unterstützen,  

arbeitet die bpa-Landesgruppe Bayern 

eng mit dem Bildungswerk der Bayeri­

schen Wirtschaft (bbw) zusammen

 Das Bildungswerk führt die Beratungs- 

und Bildungsmaßnahmen an mehreren 

Standorten in Bayern durch, die mit 

Mitteln des europäischen Sozialfonds 

(ESF) und durch das Bundesministeri­

um für Arbeit und Soziales (BMAS)  

finanziert werden und für die Einrich­

tungen kostenlos sind.

In einem ersten Schritt werden Pflege­

einrichtungen mit Hilfe eines Coaching­

konzepts bei allen Themen rund um die 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf un­

terstützt. Die Erstellung dieses Kon­

zepts findet online in Form eines Work­

shops oder einer Einzelberatung statt. 

Dabei werden die Schwerpunkte für die 

Beratung und Fortbildung ermittelt und 

in einem zweiten Schritt konkrete Semi­

nareinheiten vereinbart. Die Seminare 

können beispielsweise Themen bein­

halten wie die gezielte Förderung von 

Nachwuchskräften oder etwa die Um­

Landesgruppe Bayern

Führung in der Pflege – Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf stärken
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Fachkräftegewinnung wird schneller 

und effektiver gesteuert 

Zur Umsetzung des Fachkräfteeinwan­

derungsgesetzes wurde der Zentralen 

Stelle für die Einwanderung von Fach­

kräften (ZSEF) bei der Regierung von 

Mittelfranken ab dem 1. Dezember 2020 

die landesweite zentrale Zuständigkeit 

übertragen, das Einwanderungsverfah­

ren zu koordinieren und weitere Aufga­

ben beteiligter Fachbehörden bis zur An­

erkennung der Fachkräfte in Deutsch­

land zu bündeln. Die neu geschaffene 

Stelle in Nürnberg soll das Verfahren 

deutlich beschleunigen. So könnte auch 

die Pflege profitieren, indem das gesam­

te Verfahren bereits im Herkunftsland bis 

zur Einreise und Anerkennung von quali­

fizierten Pflegefachkräften aus Drittstaa­

ten mit nur einem zentralen Ansprech­

partner durchgeführt werden kann.

Wenn es schnell gehen muss

Wenngleich auch weiterhin die örtli­

chen Ausländerbehörden Ansprech­

partner für die Arbeitgeber sein kön­

nen, ist die ZSEF als Zentralstelle er­

mächtigt, auf weitere beteiligte Behör­

den zuzugehen, damit diese unmittel­

bar – und damit schneller – in ihrem je­

weiligen Aufgabenbereich tätig werden 

können: Die Prüfung der Gleichwertig­

keit mit der deutschen Pflegeausbil­

dung soll statt in vier in zwei Monaten 

abgeschlossen sein. Auf Basis der vom 

Arbeitgeber vorgelegten Stellenbe­

schreibung soll die Zustimmung der 

Agentur für Arbeit von zwei Wochen auf 

eine Woche verkürzt werden. Ein Ter­

min in der Auslandsvertretung soll in 

maximal drei Wochen erteilt werden 

und die Entscheidung über das Visum 

innerhalb von weiteren drei Wochen er­

folgen. 

„one stop shop“ – alle Kompetenzen 

gebündelt

Damit die ZSEF tätig werden kann, 

schließen bayerische Arbeitgeber in 

Vollmacht für die ausländische Fach­

kraft eine Vereinbarung mit der Zentral­

stelle ab, um das beschleunigte aufent­

halts- und berufsanerkennungsrechtli­

che Verfahren betreiben zu dürfen. Der 

Vereinbarung ist eine Checkliste beige­

fügt, welche Unterlagen im Verfahren 

beizubringen sind. Im Rahmen einer 

Vorprüfung ist regelmäßig ein konkre­

tes Arbeitsplatzangebot mit der auslän­

dischen Fachkraft glaubhaft zu machen. 

Dies ist insbesondere der Fall, wenn der 

Abschluss des Arbeitsvertrags nur 

noch von der Erteilung des Aufenthalts­

titels abhängig gemacht wird. Und na­

türlich sind für eine fachliche Anerken­

nung entsprechende Ausbildungsnach­

weise und Nachweise über einschlägi­

ge Berufserfahrungen vorzulegen. 

Wenn alle Voraussetzungen erfüllt sind, 

erteilt die Zentrale Stelle eine soge­

nannte Vorabzustimmung zur Visumer­

teilung. Die Vorabzustimmung übergibt 

sie dem Arbeitgeber zur Weiterleitung 

an die Fachkraft im Ausland und infor­

miert die Auslandsvertretung. Wird das 

Visum dann wie vorgesehen erteilt, 

kann die Fachkraft sofort nach der Ein­

reise die Arbeit aufnehmen.  jg

Landesgruppe Bayern

Bayernweit zuständig: Zentrale Stelle für  
die Einwanderung von Fachkräften in Nürnberg

setzung von lebensphasenorientierten 

Arbeitszeitmodellen, ausgerichtet an 

Familien mit Kindern oder an Beschäfti­

gungsgruppen in einem höherem Er­

werbsalter. 

In einem dritten Schritt wird den Pflege­

einrichtungen ein Instrumentenkoffer 

zur Verfügung gestellt, wodurch eine 

nachhaltige Implementierung ermög­

licht werden soll. Dieser Instrumenten­

koffer beinhaltet individuell auf die Be­

dürfnisse der Einrichtung zugeschnitte­

ne und praxisnahe Hilfestellungen in 

Form von Checklisten, Ablaufplänen, 

Prozessskizzen und kurz gefassten 

Handouts. Der bpa hat dieses Angebot 

auch im Rahmen der Konzertierten Akti­

on Pflege (KAP) als wirkungsvollen Bei­

trag zur Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf empfohlen. Der Projektzeitraum 

ist zunächst bis 2022 befristet.

Über den Internetauftritt des bbw kön­

nen alle notwendigen Informationen 

zum Projekt und die Kontaktdaten abge­

rufen werden (www.bbw-seminare.de).   

jk
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Der „Häusliche Krankenpflegedienst – 

Zur alten Feuerwache“ und die „Tages-

pflege im Haus Ingrid“ sind seit 20 Jah-

ren Mitglieder im bpa. Die Jubiläen 

wurden am 14. April 2021 im kleinen 

Kreis gefeiert. Dietmar Schmidt, bpa-

Landesbeauftragter, und Oliver Stem-

mann, Mitglied des Berliner Landesvor-

stands, überbrachten der Firmengrün-

derin Bettina Leopold und ihrer Tochter 

Dr. Jana Gerigk Blumen, Urkunden und 

die Glückwünsche des bpa zur 20-jähri-

gen Mitgliedschaft. 

Frau Leopold bedankte sich bei den 

Hauptamtlichen, insbesondere für die 

ausführliche, zeitnahe Information und 

Unterstützung in diesen schwierigen 

Zeiten der Corona-Pandemie. Sie unter­

strich die Bedeutung des Familienun­

ternehmens für Gäste und Mitarbeiten­

de der Einrichtungen der Unterneh­

mensgruppe. Oliver Stemmann bestä­

tigte: „Hier im Haus Ingrid spürt der 

Gast den Geist und den Stil eines mit 

Leidenschaft geführten Unterneh­

mens“. Er erinnerte sich gern an „die al­

ten Zeiten“, als er zum ersten Mal an­

lässlich der Kassenverhandlungen zum 

Versorgungsvertrag der Tagespflege – 

damals als Landesbeauftragter – Gast 

im Hause sein durfte.

Die Geschichte des Unternehmens und 

ihrer Firmengründerin spiegelt in be­

eindruckender Weise die Situation der 

Pflege im geteilten und hernach zusam­

menwachsenden Deutschland wider. 

Bettina Leopold übernahm unter ande­

rem in den Jahren 1976 bis 1984 die lei­

tende Verantwortung über insgesamt 

zwölf Feierabendheime in Berlin, nach­

dem sie diese mit ihrem Know-how auf­

gebaut und ans Netz gebracht hatte. 

Gerade zu DDR-Zeiten war dies mit gro­

ßen Anstrengungen verbunden und er­

forderte einen langen Atem und Durch­

setzungskraft. Sie erinnerte in der trau­

ten Runde am 14. April, dass die Löhne 

der Mitarbeiter damals noch in bar aus­

gezahlt wurden. Im Jahre 1984 wechsel­

te Bettina Leopold dann in das Ministe­

rium für Gesundheitswesen der DDR. 

In der bewegten Zeit nach 1989 änderte 

sich Vieles in Ost und West. Bettina Le­

opold blieb der Pflege treu. Aufgrund 

ihres tatkräftigen Wirkens ist es gelun­

gen, die ersten Mitglieder für den bpa in 

den neuen Bundesländern zu gewin­

nen. Dies war nicht einfach, da es in der 

ehemaligen DDR eben keine privatwirt­

schaftliche Pflege gegeben hatte. In 

echter Pionierarbeit fuhr Bettina Leo­

pold über die Lande, beriet potentielle 

Heimbetreiber und gab Unterstützung, 

den Schritt in die Selbständigkeit zu wa­

gen. Nebenbei machte sie hierdurch 

den Verband bekannt: zum damaligen 

Zeitpunkt wusste noch niemand in den 

neuen Bundesländern, was sich hinter 

dem Begriff „bpa“ verbarg. 

Ihre Arbeit blieb aber nicht auf die Ver­

bandsarbeit beschränkt: Bettina Leo­

pold baute zum Teil allein, zum Teil mit 

weiteren Partnern ein Unternehmen auf, 

welches zahlreiche ambulante, teil- und 

vollstationäre Leistungsangebote um­

fasste. Heute führt sie neben dem Pfle­

gedienst und der Tagespflege fünf stati­

onäre Pflegeeinrichtungen, jeweils eine 

in den Bundesländern Berlin, Branden­

burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sach­

sen und Sachsen-Anhalt. Für ihr Enga­

gement im bpa wurde Bettina Leopold 

im Mai 2008 die Ehrennadel des Verban­

des verliehen. Wir wünschen Bettina Le­

opold und Dr. Jana Gerigk weiterhin viel 

Erfolg und Engagement.  ste

Landesgruppe Berlin

Ehrung von Bettina Leopold  
und Dr. Jana Gerigk –  
20 Jahre Mitgliedschaft im bpa

Firmengründerin Bettina Leopold (links) und Dr. Jana Gerick mit bpa-Landesvor-

standsmitglied Oliver Stemmann, der die Glückwünsche des bpa zum 20-jährigen 

Mitgliedschaftsjubiläum überbrachte.
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Die drei Berliner Krankenheime der Pro Seniore 

Gruppe Genthiner Straße, Eichborndamm und 

Meinekestraße können auf ihre 20-jährige Mit-

gliedschaft im bpa zurückblicken. 

Die Krankenheime sind Teil des „Berliner Pro­

jekts“. Anders als in üblichen stationären Pflege­

einrichtungen arbeiten hier neben den beruflich 

Pflegenden fest angestellte und niedergelassene 

Ärzte mit besonderen Kooperationsvereinbarun­

gen sowie Psychologen, Physiotherapeuten, Sozi­

alarbeiter sowie Kunst- und Ergotherapeuten. Das 

Ziel des Berliner Projekts ist es, dass die Bewoh­

ner direkt in ihrer gewohnten Umgebung behan­

delt werden und Krankenhauseinweisungen ver­

mieden werden können. 

Die Krankenheime bieten dabei ebenfalls eine 

professionelle Pflege und werden seit 20 Jahren 

vom bpa in ihrer Arbeit begleitet. Um das beson­

dere Verhältnis zu den drei Krankenheimen zu 

würdigen, übergab Susanne Ritter, Vorstandsmit­

glied der bpa-Landesgruppe Berlin und Regional­

direktorin der Victor’s Group für die Bundeslän­

der Berlin und Brandenburg, die Jubiläumsurkun­

den des bpa an die Einrichtungsleiterinnen per­

sönlich.  dsch

Nicht häufig hat man die Gelegenheit, einer Einrichtung zu einer Mit-

gliedschaft im bpa zu gratulieren, die seit fast einem halben Jahrhun-

dert besteht. So war auch für Oliver Stemmann, Vorstandsmitglied 

der bpa-Landesgruppe Berlin, und Dietmar Schmidt, bpa-Landesbe-

auftragter, die Urkundenübergabe zur 45-jährigen bpa-Mitgliedschaft 

des Seniorenheims am Jungfernstieg eine besondere Ehre. 

Das Seniorenheim am Jungfernstieg blickt sogar auf eine mehr als 

50-jährige Geschichte zurück. 1969 gegründet, hat das Haus mit inzwi­

schen ca. 40 Betten viele Ideen und Richtungswechsel in der Pflege­

politik durch- und miterlebt. Auf die Frage, was sich in den vergange­

nen Jahren am auffälligsten geändert habe, gibt Wulf Hintze, einer der 

beiden Eigentümer und Geschäftsführer des Hauses, an, dies sei vor 

allem die notwendige Zeit vor dem Computer. Inzwischen spiele sich 

sehr viel Arbeit vor dem Bildschirm ab. Die Anforderungen an Nach­

weise und Meldungen an die Verwaltung seien immens gestiegen. 

Wulf Hintze und Arndt Wienicke, gemeinsam Eigentümer und Ge­

schäftsführer des Heims, blicken dennoch sowohl zufrieden in die 

Vergangenheit als auch zuversichtlich in die Zukunft. Das Haus ist als 

Familienbetrieb gut aufgestellt, inzwischen arbeiten drei Generatio­

nen der Familie in der Einrichtung mit. Der Einsatz der Töchter und der 

Enkelin von Arndt Wienicke schafft im Heim eine besondere Atmo­

sphäre, die den Bewohnern zugutekommt. Oliver Stemmann betonte 

die besondere Rolle solcher familiengeführter Unternehmen im bpa. 

Wenngleich die Übergabe der Urkunde pandemiebedingt nur in klei­

nem Rahmen erfolgen konnte, haben sich Stemmann und Schmidt 

vorgenommen, für das anstehende goldene Jubiläum für eine ent­

sprechend größere Ehrung zu sorgen.  dsch

Landesgruppe Berlin

20 Jahre Mitgliedschaft 
im bpa und Teil des 
„Berliner Projekts“

Landesgruppe Berlin

45 Jahre Mitgliedschaft im 
bpa – von drei Generationen 
geführtes Seniorenheim

Von links: Susanne Ritter, Mitglied des 

bpa-Landesvorstands, überbrachte die 

Jubiläumsurkunde zur 20-jährigen bpa-Mit-

gliedschaft an Nadine Gajewski, Hausleiterin 

des Krankenheims Meinekestraße

Glückwünsche zur 45-jährigen Mitgliedschaft im bpa (von links): 

Oliver Stemmann mit den Eigentümern und Geschäftsführern des 

Seniorenheims am Jungfernstieg, Arndt Wienicke und Wulf Hintze.
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Landesgruppe Brandenburg

Trotz Corona: Freude am Osterfest –  
Ostermarkt im Seniorenzentrum Elsterwerda

Landesgruppe Bremen/Bremerhaven

„Gerade in der Corona-Pandemie brauchen  
ältere Menschen Treffmöglichkeiten“
Langjähriges bpa-Mitglied hat eine Tagespflege unter ungewöhnlichen 
Bedingungen eröffnet und plant bereits eine weitere

Aufgrund der Corona-Pandemie konnte der traditionelle 

Ostermarkt im Seniorenzentrum Elsterwerda (bpa-Mitglied 

pro civitate) in diesem Jahr nicht wie üblich im ganzen Haus, 

sondern nur wohnbereichsweise und unter entsprechender 

Einhaltung der Hygienevorschriften stattfinden. Dennoch: 

Freude am Feiern hatten alle.

Viele Pflegeeinrichtungen hatten im vergangenem Jahr Her­

ausforderungen mit und durch die Corona-Pandemie zu be­

wältigen. Auch das Seniorenzentrum Elsterwerda war zwi­

schenzeitlich von Corona betroffen. Umso mehr freuten sich 

Mitarbeiter und Bewohner über den schönen und liebevoll 

gestalteten Ostermarkt. Neben einem Stand mit Frühlings­

blühern und duftenden Blumen, welche die Sinne reizten, 

hatten die Bewohnerinnen und Bewohner die Gelegenheit, 

mit zwei menschengroßen „Osterhasen“ Ostereier zu bema­

len oder zu färben. Auch für die kulinarische Versorgung war 

gesorgt, es gab Eierlikör, verschiedene Schnittchen und Ku­

chen. An der festlich geschmückten Tafel konnten sich die 

Bewohner des Wohnbereichs austauschen, mit den Mitarbei­

tern ins Gespräch kommen und das Osterfest genießen.  frei

Frühlingsblüher erfreuen die Sinne

Fo
to

: R
on

ny
 K

uh
n

Holger Hegermann, Geschäftsführer 

der „vacances Mobiler Sozial- und Pfle-

gedienst GmbH“, beantwortet Fragen 

der bpa-Landesgeschäftsstelle.

bpa-Magazin: Vier Jahre lang wurde 

geplant, gebaut, eingerichtet, mit den 

Kostenträgern hart verhandelt – und auf 

der Zielgeraden in Richtung Eröffnung 

kommt das Corona-Virus nach Deutsch­

land und Bremen und zwingt uns allen 

neue Maßstäbe auf. Wie sind Sie als 

Geschäftsführer mit dieser Situation 

umgegangen?

Hegermann: Wir haben seitens „vacan­

ces“ nie an der Sinnhaftigkeit unserer 

Idee, eine neue Einrichtung in Bremen-

Lesum aufzubauen, gezweifelt. Im Ge­

genteil: Schnell war klar, dass wir als 

Pflegeunternehmen gerade in Pande­

mie-Zeiten und den damit verbundenen 

restriktiven Einschränkungen ein Ange­

bot machen müssen, das v.a. ältere Men­

schen aus der Isolation holt. Bei unserer 

Informationsveranstaltung im Juni 2020 

waren alle Tagespflegen im Land Bre­
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men geschlossen. Noch waren die Auf­

lagen für eine Öffnung seitens der Auf­

sichtsbehörde nicht kommuniziert wor­

den. Die Zukunft also ungewiss.

bpa-Magazin: Die Eröffnung konnte 

dann doch am 1. Oktober 2020 stattfin­

den?

Hegermann: Genau, wenn auch nur mit 

der Hälfte der Plätze. Unsere Tagespfle­

ge ist für 25 Gäste ausgelegt. Bis heute 

können wir nur zwei Gruppen mit je­

weils 13 Besuchern betreuen. Und da 

sich die Gäste nicht begegnen dürfen, 

kommt eine Gruppe an drei Tagen und 

die andere an den beiden anderen Wo­

chentagen. Dabei waren schon binnen 

kurzer Zeit alle Plätze reserviert gewe­

sen und wir mussten bereits am Ende 

des Informationstages eine Warteliste 

anlegen. 

bpa-Magazin: Wie kann ein Träger eine 

50-prozentige Belegung finanziell über­

stehen?

Hegermann: Sehr schnell war klar, dass 

seitens des Bundes ein Rettungsschirm 

aufgelegt wird, um die fehlenden Ein­

nahmen zu kompensieren. Denn wir 

hatten vom ersten Tag an alle Sachaus­

gaben und mussten auch alle Mitarbei­

terinnen und Mitarbeiter beschäftigen, 

die für eine volle Auslastung mit den 

Kostenträgern vereinbart worden wa­

ren. Insofern haben wir keine Defizite 

aufgebaut. Allerdings ist es für ein Un­

ternehmen ein unangenehmer Gedan­

ke, von einem Rettungsschirm mitfinan­

ziert zu werden. Das widerspricht dem 

Unternehmergeist und ich bin froh, wenn 

wir unsere Einrichtung wieder aus ei­

genen Kräften und bei 100-prozentiger 

Belegung auskömmlich finanzieren 

können.

bpa-Magazin: Wie sind Sie denn auf das 

generationenvereinende Konzept einer 

Tagespflege und Kita gekommen?

Hegermann: Tatsächlich galt unser ers­

ter Gedanke den Kindern. Nämlich den 

Kindern unserer Beschäftigten. Diese 

hatten (und haben) große Mühe, Betreu­

ungsplätze zu finden. Und die Kunden 

unseres Pflegedienstes im Bremer Nor­

den – wir betreuen allein in dieser Regi­

on um die 400 ältere Menschen – sehen 

wir als potenzielle Gäste der Tagesein­

richtung. Deshalb wollten wir von Be­

ginn an eine Kombination von Tages­

pflege und Kindertagesstätte. Die rund 

1.000 qm unseres (eigenen) Neubaus 

sind aufgeteilt in 300 qm für die Kita (de­

ren Träger ein Wohlfahrtsverband ist), 

300 qm für die Verwaltung von „vacan­

ces“ und 400 qm für die Tagespflege. 

Letztere ist natürlich im Erdgeschoss 

untergebracht. Alle, also Jung und Alt, 

nutzen den zum Haus gehörenden Gar­

ten gemeinsam. Das verbindet und 

schafft die Möglichkeit für gemeinsame 

Projekte. Unter Corona-Bedingungen 

sind diese allerdings derzeit noch stark 

reduziert, aber auf jeden Fall und zu je­

der Zeit dann ausbaufähig.

bpa-Magazin: Hat die neue Tagespflege 

besondere Attraktivitäten?

Hegermann: Wir möchten, dass unsere 

Tagespflege nicht nur als eine Pflege­

einrichtung bewertet wird, sondern als 

ein erweitertes Café, das zum längeren 

Verweilen einlädt. Der Eingangsbereich 

ist eine Art Lobby – ganz modern einge­

richtet ebenso wie der obligatorische 

Ruheraum und der große Bereich, in 

dem gegessen und (vor einem Kamin 

mit nicht brennbarem Holz) geklönt 

wird. Großen Wert legen wir auf unsere 

Frischeküche. Eine eigens angestellte 

Köchin bereitet jede Mahlzeit an Ort 

und Stelle selbst zu. Wir haben soge­

nannte Motto-Wochen, d.h., es gibt 

griechische oder italienische Küche, die 

ergänzt wird durch Informationen und 

Filme über die jeweiligen Länder und 

ihre Gepflogenheiten. Oder es gibt die 

sogenannten Gartenwochen mit Gar­

tenpflege. Und wenn Corona Geschich­

te ist, wird auch wieder gemeinsam ge­

feiert!  hbw

Nach der 

Mittagspause 

ist Zeit genug 

für ein kleines 

Würfelspiel 

– Gäste der 

Tagespflege in 

Bremen-Lesum

Holger Hegermann (44) mit Pflegedienstleitung Carola Poloczek. Der Betriebswirt 

führt seit 20 Jahren die Geschäfte von „vacances“
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Landesgruppe Hamburg

„Telefonische Poesie-Ambulanz“ des 
Thalia-Theaters – eine zauberhafte Idee

Das Hamburger Thalia-Theater hatte die „Telefonische Poe-

sie-Ambulanz“ ins Leben gerufen. Von Dezember 2020 bis 

Anfang Januar 2021 riefen die Schauspielerinnen und Schau-

spieler Menschen an, die sich einsam fühlen oder einfach 

nur unter Kultur-Entzug leiden, um mit ihnen zu sprechen 

und ihnen ein Gedicht, einen kurzen Text oder auch ein Lied 

vorzutragen – als kleines Geschenk und eine echte Begeg-

nung in Zeiten der Isolation. Das Theater wollte trotz der Co-

rona-bedingten Schließung seinem sozialen Auftrag ge-

recht werden und auf Menschen zugehen.

Die Gespräche sollten in einem intimen Rahmen stattfinden, 

vor allem sollten jene Menschen erreicht werden, die ein ech­

tes Bedürfnis nach einer solchen Begegnung haben und die­

sem nicht aus Eigenantrieb nachgehen können oder wollen. 

Das Theater wandte sich an Institutionen, die einen solchen 

Zugang vermitteln können. Und so kontaktierte das Theater 

auch den bpa, der seine Mitgliedseinrichtungen über die „Te­

lefonische Poesie-Ambulanz“ informierte. 

„Eine zauberhafte Idee“, findet Monika Sonnenberg, Einrich­

tungsleitung der Seniorenresidenz Harburg. Die Pflegeein­

richtung hatte einen Corona-Ausbruch hinter sich und viele 

Bewohnerinnen und Bewohner litten noch unter den Folgen 

der Isolation. 

„Wir haben uns riesig gefreut, dass einige unserer Bewohner 

in den Genuss kamen, hier teilzunehmen“, so Sonnenberg. 

„Nachdem die Telefonnummern ausgetaucht und die Termi­

ne abgestimmt waren, wartete unsere Bewohnerin Ursula S. 

gespannt darauf, dass ihr Telefon klingelt. Sie war ein biss­

chen aufgeregt, wer sie da wohl anruft.“ Nach dem Anruf aus 

dem Thalia-Theater sei sie gleich zu Monika Sonnenberg ge­

kommen, um zu berichten: „Was für ein Genuss. Noch nie ha­

be ich eine Geschichte so schön vorgelesen bekommen. Die­

se Stimme und Betonung, das war ein einmaliges Erlebnis“, 

schildert Ursula S. Den Schauspieler vom Thalia Theater ha­

be sie gefragt, „ob er nach Corona mal zu uns kommen möch­

te, um in einem größeren Kreis so wundervoll vorzulesen.“ 

Frau S. schwärme noch immer von diesem Anruf und würde 

sich freuen, wenn es mal zu einer persönlichen Begegnung 

kommt. Leider hat sie in sder Aufregung den Namen ihres 

Anrufers vergessen. Frau S. ist mit ihren 85 Jahren, wie viele 

der Bewohnerinnen und Bewohner, sehr an kulturellen Ange­

boten interessiert. Sie freuen sich gemeinsam, wenn die Kul­

turschaffenden den Weg über die Elbe in den Süden von 

Hamburg finden. Das Team der Seniorenresidenz Harburg 

bedankt sich gemeinsam mit den Bewohnerinnen und Be­

wohnern herzlich für diese Idee und das damit verbundene 

Engagement.  cla

Bewohnerin Ursula S. hat sich sehr über die per Telefon 

vorgetragene Lesung gefreut.

Einrichtungsleiterin Monika Sonnenberg würde gern 

Auftritte von Kulturschaffenden in der Seniorenresidenz 

Harburg ermöglichen
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Landesgruppe Mecklenburg-Vorpommern

Pilotierung des Projekts QualiPEP  
ist abgeschlossen: Pflegeheim berichtet  
über seine Erfahrungen
Von Claudia Meyer, Assistentin der Einrichtungsleitung, Pflegeheim Wohnpark Zippendorf

Das Bundesministerium für Gesund-

heit hat im Mai 2017 das Forschungs-

projekt „Qualitätsorientierte Präventi-

on und Gesundheitsförderung in Ein-

richtungen der Eingliederungshilfe und 

Pflege  – QualiPEP“ an den AOK-Bun-

desverband vergeben. 

Das Pflegeheim Wohnpark Zippendorf 

konnte auf Vorschlag des bpa-Bundes­

verbandes erfreulicherweise an der Pi­

lotphase teilnehmen. Diese startete im 

Rahmen einer „Kick-Off“-Sitzung mit dem 

QualiPEP-Projektteam. Dabei wurden 

die drei bereits entwickelten Checklis­

ten mit den Themenfeldern Prävention/

Gesundheitsförderung, Gesundheits­

kompetenz sowie Betriebliche Gesund­

heitsförderung vorgestellt. Diese rich­

ten sich mit dem Ziel, sie in den genann­

ten Bereichen weiterzuentwickeln, so­

wohl an Bewohnerinnen und Bewohner 

und Mitarbeitende als auch an die Ein­

richtungen selbst. 

Unsere Einrichtung hat sich für das 

recht innovative Feld der Förderung der 

Gesundheitskompetenz entschieden. 

Aufgrund des eng gesteckten Zeitrah­

mens wurden in der eigens dafür initi­

ierten Steuerungsgruppe drei Stan­

dards bearbeitet. So konnte schnell ein 

Maßnahmenplan auf den Weg gebracht 

werden. Ergebnis war zum Beispiel die 

regelmäßige Lesung einer Zeitschrift 

mit gesundheitsbezogenen Themen bei 

Bewohnern, die Anschaffung von Pros­

pektständern in allen Häusern oder das 

Angebot diverser Vorträge für Bewoh­

ner und Angehörige. Während der Pilo­

tierung fand ein enger Austausch mit 

dem QualiPEP-Team statt. So wurden 

auch zwei Experteninterviews durchge­

führt, um eventuelle Nachbesserungen 

der Checklisten vorzunehmen. 

Der Einsatz der QualiPEP-Checklisten 

hat uns sehr überzeugt: Die Listen sind 

wie ein Leitfaden, der einem hilft, einen 

Themenbereich reflektiert und struktu­

riert zu bearbeiten. Insbesondere, wenn 

man keine genaue Vorstellung hat, was 

der Begriff Gesundheitskompetenz be­

deutet oder auch wenn man noch uner­

fahren mit solchen Projekten ist. Seit 

dem Pilotprojekt finden wir das Thema 

„Gesundheitskompetenz“ sehr wichtig 

und sind erstaunt, welche vielfältigen 

Aspekte hinzukommen, mit denen wir 

uns nicht befasst hatten. Letztendlich 

komplementiert es unser bestehendes 

BGM und wir freuen uns weiterhin mit 

den Checklisten zu arbeiten, die alle­

samt ab Mai 2021 auf der Seite  

www.aok-qualipep.de abrufbar sind.

Von links: Teambesprechung im Pflegeheim Wohnpark Zippendorf mit Meike 

Engelmann (QM-Beauftragte), Julia Licht (Pflegedienstleitung Haus 2) und Sylke 

Gräber (Hauswirtschaftsleitung)

Claudia Meyer; Assistentin der 

Einrichtungsleitung
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Landesgruppe Mecklenburg-Vorpommern

Ambulanter Pflegedienst und Tagespflege  
unterstützen bei Impfungen

Um das Impftempo im Land Mecklenburg-Vorpommern zu 

beschleunigen und möglichst vielen Impfwilligen die drin-

gend notwendige Impfung kurzfristig zu ermöglichen, wer-

den mobile Impfteams vielerorts von Mitgliedern des bpa 

unterstützt. Hier ein Beispiel aus Bergen auf Rügen: 

Auf Bitte des Landkreises Vorpommern-Rügen informierten 

Mitarbeitende des Ambulanten Pflegedienstes mit Herz und  

der Tagespflege Flaschenpost (Inhaberin Beatrice Rohde) An­

fang März ihre Klienten, Tagespflegegäste und Mitarbeiten­

de, dass es möglich sei, sich von einem mobilen Impfteam in 

den Räumen der Tagespflege Flaschenpost gegen Corona 

impfen zu lassen. Das Interesse war groß und so konnten 105 

impfwillige Personen ans Impfzentrum in Stralsund gemel­

det werden. 

Das Impfzentrum hatte den ersten Impftermin auf den 12. März 

2021 gesetzt und die Tagespflege übernahm die weitere Ko­

ordination. Sie verteilte Aufklärungs- und Anamnesebögen, 

unterstützte beim Ausfüllen, sprach mit Angehörigen, nahm 

mitunter Ängste und Zweifel. Rechtzeitig vor dem Impfter-

min wurden die ausgefüllten Unterlagen eingesammelt  

und alphabetisch sortiert, damit es am Tag der Impfung 

schnell gehen konnte. Personen, die nicht eigenständig  

zur Tagespflege kommen konnten und auch keine Angehöri­

gen hatten, die den Transport übernehmen konnten, wurden 

vom ambulanten Fahrdienst abgeholt.

 

Ein Beschäftigungsraum der Tagespflege diente als Impf­

raum. Aus den zur Umsetzung der Hygiene- und Schutzmaß­

nahmen angeschafften Plastik-Trennwänden wurden Impf­

kabinen gebaut und mit Fenstervorhängen verdunkelt. Am 

Morgen des 12. März empfingen Mitarbeitende der Tages­

pflege und des Pflegedienstes die Impflinge an der Eingangs­

tür, verteilten Desinfektionsmittel, maßen Temperatur, no­

tierten persönliche Daten und nahmen den Impfausweis ent­

gegen, suchten die Anamnese- und Aufklärungsbögen her­

aus und reichten diese zur Registrierung an das Impfteam 

des Landkreises Vorpommern-Rügen weiter. 

Nach der Impfung wurden die geimpften Personen weiter  

von den Mitarbeitern betreut. Es gab Ruhemöglichkeiten, Ge­

tränke wurden verteilt und der Gesundheitszustand nach 

Impfung beobachtet. Stand fest, dass dieser stabil ist, wur­

den die Impflinge zum Ausgang begleitet. 

Am Nachmittag diente der Impfraum wieder als Beschäfti­

gungsraum. Die Tagesgäste wurden trotz Impftermin wie 

gewohnt in den anderen Räumlichkeiten der Tagespflege ver­

sorgt. 

So konnten am 12. März 2021 insgesamt 89 Personen ihre Erst­

impfung und am 9. April 2021 ihre Zweitimpfung erhalten. 

Das Impfteam äußerte sich lobend zur Gestaltung der Räum­

lichkeiten, Vorbereitung und Ablauf des Impftermins: Kein 

langes Warten, keine Unterlagen suchen, freier Durchlauf 

zum Impfen und Ausruhen, liebevolles Personal, welches den 

ganzen Tag den Klienten als Ansprechpartner zur Verfügung 

stand.  br/awe

Impfkabine in der Tagespflege Flaschenpost
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Landesgruppe Niedersachsen

bpa-Mitglieder packen es an:  
Fachpflegedienst richtet Schnelltestzentrum  
und mobilen Testbus bei Hannover ein

Um die Teststrategie des Landes Nie-

dersachsen zu unterstützen, hat der 

Fachpflegedienst Caspar & Dase ein 

Schnelltestzentrum in Wedemark-Mel-

lendorf bei Hannover eingerichtet. Gut 

geschulte Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter führen in der mit dem Auto be-

fahrbaren Teststraße wöchentlich rund 

800 Schnelltests per Nasenabstrich 

durch.

„Wir wollten schnelle Abläufe und mög­

lichst wenig Aufwand für die Bürgerin­

nen und Bürger verbinden, deshalb ist 

die Testung im Auto der beste Weg“, 

sagt Kai Dase, der sich auch als Mitglied 

des bpa-Landesvorstandes Nieder­

sachsen zuvor intensiv für den Ausbau 

der Testinfrastruktur in der Region ein­

gesetzt hatte. „Testungen können die 

Sicherheit erhöhen, Infektionsketten 

durchbrechen und lassen so an ver­

schiedenen Stellen auch ein Stück mehr 

Alltag zu.“

Die Abstriche werden im Schnelltest­

zentrum des Fachpflegedienstes Cas­

par & Dase nun von medizinischem Per­

sonal durch das offene Autofenster ent­

nommen. Das Testergebnis wird den 

Besucherinnen und Besuchern nach der 

Auswertung digital übermittelt. Durch 

eine Kooperation mit einem Labor wird 

bei einem positiven Ergebnis dann auch 

direkt ein PCR-Test möglich gemacht, 

um den Befund zu überprüfen. Die Er­

gebnisse werden bei Wunsch nach Be­

reitstellung über die eigene Corona-

Warn-App angezeigt. 

Dass das Testzentrum von der Bevölke­

rung gut angenommen wird, zeigt die 

hohe Auslastung. „Die ersten 1.000 Ter­

mine waren innerhalb weniger Tage on­

line gebucht. Auch jetzt noch reihen 

sich in der Teststraße jeden Tag die Au­

tos aneinander“, erzählt Dase.

Inzwischen testet ein zehn Personen 

umfassendes Team auch mobil. Ein ei­

gens umgebauter Testbus hält dazu vor 

Supermärkten und an weiteren zentra­

len Punkten in der Region, um bis zu 60 

Passanten am Tag ein unkompliziertes 

Testangebot zu machen. Gerade weni­

ger mobile Personen nehmen dieses 

Angebot gerne in Anspruch.

Weitere Informationen unter http://

w w w. f a c h p f l e g e d i e n s t . d e/FAQ -

Schnelltest  mvb

Das Angebot zum Schnelltest wird 

von der Bevölkerung gut angenom-

men.

Gut geschulte Mitarbeiterinnen in 

Schutzkleidung werten im Testbus 

die Corona-Antigen-Schnelltests aus

Bevor es zum Einkaufen in den Supermarkt geht, kann man sich testen lassen
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Landesgruppe Niedersachsen

Eine der ersten Amtshandlungen  
der neuen Sozialministerin: Daniela Behrens  
im Gespräch mit dem bpa-Vorstand

Wenige Tage nach ihrem Amtsantritt ist die neue 

niedersächsische Sozial- und Gesundheitsminis-

terin Daniela Behrens mit den bpa-Landesvor-

standsvorsitzenden Ricarda Hasch und Thorsten 

Meilahn zu einem digitalen Spitzengespräch zu-

sammengekommen. Die Ministerin selbst hatte 

den Wunsch geäußert, sich schnell mit den Spit-

zenvertretern der privaten Pflege in Niedersach-

sen auszutauschen.

„Auch zur bisherigen Ministerin Reimann hatten 

wir enge Kontakte, die es uns immer wieder er­

möglicht haben, an oberster Stelle für die Interes­

sen der privaten ambulanten und stationären  

Pflege einzutreten und Weichen für Verbesse­

rungen zu stellen“, sagt Ricarda Hasch. „Dass die 

neue Ressortleiterin Daniela Behrens nun als ei- 

ne der ersten Amtshandlungen den Kontakt zu 

uns gesucht hat, zeigt die Bedeutung der priva- 

ten Pflege in Niedersachsen und die wichtige 

Rolle des bpa. Der weitere intensive Austausch 

stellt auch in Zukunft sicher, dass wir der Poli- 

tik die tatsächlichen Notwendigkeiten aus der 

Alltagspraxis der Pflege näherbringen können.“

 „Im Gespräch sind wir neben dem gegenseitigen 

Kennenlernen sofort konkret zu den Themen ge­

kommen, die uns als Pflegeunternehmerinnen 

und -unternehmer derzeit beschäftigen“, bilan­

ziert Thorsten Meilahn. „Wir haben diskutiert, 

welche weiteren Entwicklungen wir bei der Um­

setzung der Impfstrategie des Landes erwarten. 

Außerdem konnten wir vor allem unsere Forde­

rungen zur Umsetzung der Beschlüsse der KapNI, 

zur Weiterentwicklung des Pflegegesetzes und  

zur Refinanzierung der Gehälter in der Pflege be­

kräftigen.“ 

Die zentralen Botschaften seien bei der Ministerin 

durchaus angekommen, sagt auch Ricarda Hasch. 

„Wir stehen für eine gute Bezahlung der Pflegen­

den. Jede Erhöhung oder eine Forderung nach ei­

ner Tariforientierung muss aber ordentlich refi­

nanziert werden. Und bei der Refinanzierung ist 

Niedersachsen nach wie vor eines der Schluss­

lichter. Dabei ist klar: Wir können nur das an unse­

re Beschäftigten weitergeben, was uns die Kost­

enträger zugestehen.“  mvb

Daniela Behrens, niedersächsische Sozial- und Gesundheitsministerin
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Landesgruppe Nordrhein-Westfalen

Osterbrief-Aktion kam bei Seniorinnen  
und Senioren gut an

Corona zwingt Familien dazu, Abstand 

zu halten. Auf zahlreiche Kontakte 

mussten Bewohner von Seniorenhei-

men und deren Angehörige in den ver-

gangenen Monaten verzichten. Das 

brachte die Schülersprecherin und ihre 

Mitschüler des Steinbart-Gymnasiums 

in Duisburg auf eine besondere Idee 

zugunsten der Bewohner des Sana-Se-

niorenheims in Duisburg-Großenbaum. 

Die Jugendlichen überreichten allen 

Bewohnern zu Ostern handgeschriebe-

ne, zum Teil bunt bemalte oder schön 

verzierte Briefe. 

Wichtig war den Initiatoren von Anfang 

an, dass für jeden der Bewohner ein 

Brief übergeben werden konnte. Insge­

samt wurden 170 Briefe in den Wohnbe­

reichen verteilt. „Alles wird gut“ und 

„Bleiben Sie gesund“ wünschten die 

Gymnasiasten. Eine Schülerin schrieb, 

was sie in Coronazeiten so macht und 

was sie dabei empfindet. Eine andere 

Schülerin berichtete von ihrem Unter­

richt in der Schule, der hauptsächlich 

im Videoformat stattfindet und dass sie 

hofft, dass bald alles wieder normal 

läuft. In einem Brief beschrieb ein Schü­

ler, wie sehr er die unbeschwerten Tref­

fen mit seinen Freunden und seinen 

Großeltern vermisst. Mit ihren Briefen 

wollten sie den Bewohnern sagen: „Wir 

denken an Euch“. Und dies kam auch so 

an. Eine Bewohnerin freute sich: „Es ist 

toll, dass die Jugendlichen uns eine 

große Freude gemacht haben.“  Ipo

Erna Klawing hat sich über den aufmunternden Brief zu Ostern gefreut

Ida, Edward, Alina und Till (von links), Schülersprecherteam des Steinbart-Gymna-

siums in Duisburg, schrieben den Heimbewohnern persönliche Briefe

Fo
to

s:
 U

te
 K

oz
be

r 
– 

S
an

a 
K

lin
ik

en
 D

ui
sb

ur
g 

G
m

bH



A
kt

u
el

le
s 

au
s 

d
en

 L
än

d
er

n
30

Landesgruppe Nordrhein-Westfalen

Maßnahmen gegen den Corona-Blues 
Tierbabys bringen Freude in den Heimalltag

Die Corona-Krise und ihre Einschrän-

kungen im Alltag waren und sind für 

die Bewohner in den Pflegeheimen be-

lastend. Die erfolgten Impfungen in 

den Heimen ermöglichen nun langsam 

eine Rückkehr zur Normalität. Noch ge-

hören aber die strikte Einhaltung von 

Hygienemaßnahmen und das regelmä-

ßige Testen zum Alltag.

Um die Bewohner für einige Zeit die 

Probleme rund um das Thema Corona 

vergessen zu lassen, bereichern die 

Hundewelpen „Bob“ und „Mia“ sowie 

das Fohlen „Bailey“ den Heimalltag des 

Pflegezentrums Haus Monika in Bad 

Fredeburg. Auf dem kleinen Bauernhof 

des Pflegezentrums von Inhaber Mat­

thias Frevel tummeln sich Pferde, Esel, 

Alpakas und Ziegen. Haushund Vasco 

und zwei Katzen gehören auch dazu. 

Die beiden Hundewelpen leben jeweils 

in einer Wohngemeinschaft. Bei den 

Spaziergängen der Bewohner mit den 

Alltagsbegleitern sind sie sehr zur Freu­

de der Hausbewohner ständige Beglei­

ter. Auch das Fohlen Bailey, das auf 

dem Bauernhof und den umliegenden 

Wiesen aufwächst, sorgt für Freude 

und Heiterkeit.

Immer wieder schaffen es die Tiere, ein 

Lächeln in die Gesichter der Menschen 

zu zaubern und sie das Thema „Coro­

na“ vergessen zu lassen.  ipo

Hundewelpe Bob im Pflegezentrum Haus Monika in Bad 

Fredeburg …

Fohlen Bailey mit Mutterstute Canberra …

… genießt es, von Alltagsbegleiterin Irmingard Schmitz 

und Bewohnerin Margaretha Wegener umsorgt zu werden.

… sorgen immer wieder für Freude und Heiterkeit.
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Landesgruppe Sachsen

Vor 30 Jahren:  
Mutige Unternehmerin gründete  
einen der ersten privaten Pflegedienste  
in Schkeuditz bei Leipzig

Die bpa-Mitgliedseinrichtung „Hauskrankenpflege Sylvia 

Ohnsorge“ feierte am 1. April 2021 ihr 30-jähriges Firmenju-

biläum. Die bpa-Landesgruppe Sachsen ist sehr stolz, ein so 

etabliertes Pflegeunternehmen in ihren Reihen zu haben. 

Zu Beginn der 1990er Jahre war Altenpflege längst nicht so 

weit entwickelt wie heute und privatwirtschaftliche Unter­

nehmen gab es bis zum Ende der DDR bis auf wenige Aus­

nahmen zur Versorgung mit lebensnotwendigen Konsumgü­

tern faktisch nicht. In dieser Zeit des gesellschaftlichen Um­

bruchs wagte die ehemalige Gemeindeschwester Sylvia 

Ohnsorge 1991 mit einem ambulanten Pflegedienst den 

Sprung in die Selbstständigkeit. 

So schnell wie viele kleine Pflegeunternehmen aus dem Bo­

den schossen, verschwanden sie auch wieder, da sie die ho­

hen Anforderungen an eine qualifizierte Pflege nicht erfüllen 

konnten. Am Ende setzten sich die professionell aufgestell­

ten Pflegedienste durch, so auch die Hauskrankenpflege Syl­

via Ohnsorge. 

Bereits 1995 eröffnete Sylvia Ohnsorge im Leipziger Stadtteil 

Gohlis ihr erstes Betreutes Wohnen mit 35 Plätzen, das da­

mals noch Seltenheitswert hatte, aber von Beginn an stark 

nachgefragt war. Inzwischen versorgt der Pflegedienst über 

200 Patienten, die von 70 motivierten Mitarbeitern versorgt 

werden.

Das Familienunternehmen hat sich als feste Größe im Nor­

den Leipzigs etabliert. Seit September 2018 ist die Hauskran­

kenpflege Sylvia Ohnsorge Teil der Ambulantis Pflegegruppe 

und firmiert unter dem Namen „Ambulantis Sylvia Ohnsor­

ge“. Der bpa gratuliert herzlich und sieht den nächsten 30 Jah­

ren als Partner an der Seite von „Ambulantis Sylvia Ohnsorge“ 

hoffnungsvoll entgegen.  hen

Von links: bpa-Landesreferent Sebastian Henze überreicht 

Marcel Stabenow, Standortleiter von „Ambulantis Sylvia 

Ohnsorge“, die Jubiläumsurkunde.



A
kt

u
el

le
s 

au
s 

d
en

 L
än

d
er

n
32

Landesgruppe Sachsen-Anhalt

Auswirkungen der Mindestbauverordnung  
des Wohn- und Teilhabegesetzes 
Gespräch mit Sozialpolitiker Tobias Krull MdL

Seit Inkrafttreten des Wohn- und Teil-

habegesetzes im Jahr 2011 regelt das 

Land Sachsen-Anhalt wesentliche Be-

lange der stationären Einrichtungen 

und sonstiger nicht selbstorganisierter 

Wohnformen. Kern sind die Verordnun-

gen zu personellen und baulichen An-

forderungen. Während die Personalver-

ordnung seit Juli 2019 gültig ist, befin-

det sich die Mindestbauverordnung 

weiter im Abstimmungsverfahren. Der 

bpa hat dazu bereits mehrfach umfang-

reiche Stellungnahmen abgegeben und 

sich an Beratungen beteiligt.

Mit Blick auf die Ankündigung, die Min­

destbauverordnung noch vor der Land­

tagswahl am 6. Juni 2021 abzuschlie­

ßen, legte bpa-Landesbeauftragter Da­

niel Heyer dem Landtagsabgeordneten 

Tobias Krull die Standpunkte des bpa zu 

den geplanten Regelungen dar. Als Mit­

glied im Sozialausschuss des Landta­

ges, Vorsitzender der Arbeitsgruppe 

Soziales und sozialpolitischer Sprecher 

der CDU-Landtagsfraktion hat Krull den 

Verordnungsprozess intensiv begleitet.

Der Entwurf der Mindestbauverord­

nung sieht im Wesentlichen die Ab­

schaffung von Mehrbettzimmern, eine 

Einzelzimmerquote und die Erweite­

rung der Wohnflächen vor. Diese grund­

sätzlich begrüßenswerte Verbesserung 

der Wohnsituation führt anderseits au­

tomatisch zu einer Reduzierung der 

Platzkapazität, bei Umwidmung von 

bisherigen Doppelzimmern ist die si­

chere Finanzierung der dann bezogen 

auf die Platzzahl größeren Wohnflä­

chenanteile zu berücksichtigen. Die im 

Vergleich zu geförderten, gemeinnützi­

gen Einrichtungen bereits bestehende 

Wettbewerbsverzerrung wird durch die 

notwendige vollständige Umlage der 

Kostensteigerung auf die Bewohner in 

privaten Einrichtungen noch zusätzlich 

verstärkt.

Für nicht selbstorganisierte Wohnfor­

men sollen darüber hinaus zehn Jahre 

nach deren Etablierung bauliche Min­

destanforderungen erlassen werden. 

Diese Institutionalisierung privaten 

Wohnens durch Eingriff in Eigentum 

mithilfe landesrechtlicher Bauvorgaben 

sieht der bpa als rechtswidrig an. 

Nach intensivem Austausch zu den 

Sachverhalten konnte der Abgeordnete 

Krull insoweit Entwarnung geben, dass 

wegen der absehbaren Kostensteige­

rung für den überörtlichen Sozialhilfe­

träger und damit den Landeshaushalt 

im Finanzministerium Vorbehalte über 

die Folgenabschätzung bestehen. Daher 

sei es unwahrscheinlich, dass die Min­

destbauverordnung vor Ende der Legis­

laturperiode erlassen würde. Nichts­

destotrotz bleibt das Thema auch für die 

nächste Landesregierung bestehen und 

Krull kündigte an, den Wählerwillen vor­

ausgesetzt, auch nach der Landtags­

wahl das Gespräch zu suchen und sich 

das Meinungsbild der privaten Leis­

tungserbringer durch den bpa für die 

Beratungen einzuholen.  herr

Landtagsabgeordneter Tobias Krull im Gespräch mit dem bpa-Landesbeauftragten 

Daniel Heyer
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Landesgruppe Sachsen-Anhalt

Auswirkungen der angedachten Pflegereform  
auf Tagespflegen
Gespräch mit Gesundheitspolitiker Tino Sorge MdB

Der Erfolg des Ausbaus der Tages-

pflegeinfrastruktur aufgrund der bishe-

rigen politisch gewollten und gesetzge-

berischen Anreize ist in Sachsen-An-

halt deutlich sichtbar. Seit Gleichstel-

lung der Sachleistungsbudgets ambu-

lant und teilstationär im Jahr 2015 ist 

die Zahl der Tagespflegen von 170 auf 

mehr als 300 gewachsen und die Zahl 

der Plätze stieg von 2.471 auf mehr als 

4.500. Damit steht Pflegebedürftigen 

mit engmaschigem Betreuungsbedarf 

ein breites Angebot zur Verfügung, 

welches auch die pflegenden Angehöri-

gen sehr entlastet. Nach Bekanntwer-

den der Inhalte der geplanten Pflegere-

form herrscht bei den bpa-Mitgliedern 

mit Tagespflege große Verunsicherung. 

Die Kürzung der seitens der Pflegeversi­

cherung übernommenen Leistungen 

für die Tagespflege um 50 Prozent, so­

fern ambulante Angebote ebenfalls 

wahrgenommen werden, ist ein massi­

ver Einschnitt in die Leistungsansprü­

che der Pflegebedürftigen und eine Be­

lastung der pflegenden Angehörigen. 

Die bisher entstandene Versorgungs­

struktur wird gefährdet.

Über die regionalen Auswirkungen die­

ser geplanten Gesetzgebung sprach 

der bpa mit dem Magdeburger Bundes­

tagsabgeordneten Tino Sorge. Sorge 

ist als Mitglied im Gesundheitsaus­

schuss des Deutschen Bundestages 

und als Vorstandsmitglied sowie  

Berichterstatter für Gesundheitswirt­

schaft der CDU/CSU-Bundestagsfrak­

tion unmittelbar mit den betreffenden 

parlamentarischen Vorgängen betraut. 

Der bpa stellte die absehbare Situation 

der Einrichtungsbetreiber, deren Mitar­

beiter und Tagesgäste gegenüber dem 

Abgeordneten dar.

Es ist kaum zu erklären, wie bereits die 

einmalige Inanspruchnahme einer am­

bulanten Leistung, etwa die Hilfe bei 

der Körperpflege, einen so erheblichen 

Einfluss auf das verfügbare Budget ha­

ben kann. Die bpa-Mitglieder sehen 

sich in ihrer Existenz gefährdet, sollte 

die Leistungskürzung kommen. 

Wie groß die Bedeutung der teilstatio­

nären Angebote ist, zeigte sich auch in 

der Corona-Pandemie. Nach verordne­

ter Schließung der Einrichtungen im 

März 2020 erkannte die Landesregie­

rung in Sachsen-Anhalt schnell, dass 

insbesondere Beschäftigte kritischer 

Berufe und ihre Familien auf die Unter­

stützung der Tagespflegen zur Versor­

gung der Angehörigen dringend ange­

wiesen waren. Daher wurden die Ein­

richtungen bereits nach kurzer Zeit 

schrittweise geöffnet und von Auflagen 

befreit. Tagespflegeeinrichtungen be­

wiesen sich mithilfe eigenverantwort­

lich organisierter Maßnahmen als star­

ke Säule der Versorgung bei gleichzeiti­

gem Infektionsschutz.

Auch der Bundestagsabgeordnete Sor­

ge schätzt die wertvollen Angebote der 

Tagespflegen für die Versicherten und 

hat als Gesundheitspolitiker und Direkt­

mandatsinhaber bereits viele Tages­

pflegen seines Wahlkreises besucht. 

Die Bedenken, die Leistungen der Pfle­

geversicherung diesbezüglich einzu­

schränken, teilt er und sagte zu, die ge­

nannten Hinweise und Argumente in 

den parlamentarischen Überlegungen 

zu berücksichtigen.  herr

Landesbeauftragter Daniel Heyer im Gespräch mit Tino Sorge MdB

Fo
to

: F
ab

ia
n 

H
er

rm
an

n



A
kt

u
el

le
s 

au
s 

d
en

 L
än

d
er

n
34

Das Bildungszentrum Malepartus in 

Bargteheide hat als ehemalige Alten-

pflegeschule mit Unterstützung der zu-

ständigen Stellen im Schleswig-Hol-

steinischen Institut für Berufliche Bil-

dung (SHIBB) ein neues Angebot zur 

Anerkennung von ausländischen Fach-

kräften entwickelt. 

Bei ausländischen Pflegeberufsqualifi­

kationen bestehen oft wesentliche Un­

terschiede hinsichtlich des Inhalts, der 

Ausbildungsdauer oder den erworbe­

nen Fähigkeiten und Kenntnissen im 

Vergleich zum Pflegeberufegesetz. Da­

mit ein solcher Abschluss als gleichwer­

tig mit einem Abschluss nach dem Pfle­

geberufegesetz anerkannt werden kann, 

wird regelmäßig die Absolvierung eines 

Anpassungslehrgangs oder das Able­

gen einer Eignungsprüfung gefordert.

Das Kompetenzzentrum verfolgt den 

Weg der Eignungsprüfung, verbunden 

mit einer individuellen Vorbereitung 

der ausländischen Fachkräfte auf die 

Prüfung. Die unbürokratische Anerken­

nung von ausländischen Fachkräften 

soll damit gefördert werden. „Die Aner­

kennung der ausländischen Berufsab­

schlüsse ist ein wichtiger Baustein für 

die Sicherung der pflegerischen Struk­

tur in unserem Bundesland. Und auch 

für die Mitarbeitenden und deren Fami­

lien von erheblicher Bedeutung“, sagt 

Mathias Steinbuck, Geschäftsführer 

des Bildungszentrums und bpa-Landes­

gruppenvorsitzender.

Entstanden ist ein modulares Angebot, 

das in enger Kooperation mit den Ar­

beitgebern ein Anerkennungsverfahren 

zur Verfügung stellt, das sowohl die 

Kompetenzen der ausländischen Fach­

kräfte, die besonderen Anforderungen 

der ambulanten und stationären Lang­

zeitpflege als auch die rechtlichen Not­

wendigkeiten berücksichtigt. 

Drei Schritte zur Anerkennung

1. Assessment, Beratung und Planung

Zu Beginn erfolgt eine Erfassung der in­

dividuellen Situation der ausländischen 

Pflegekraft durch ein pflegefachliches, 

sprachliches und persönliches Assess­

mentverfahren*. Damit wird ein Ab­

gleich zwischen vorhandenen und zu­

sätzlich zu erwerbenden Kompetenzen 

auf dem Weg zur Eignungsprüfung er­

möglicht. 

Neben der Reflexion der Ergebnisse 

steht die Planung der passgenauen  

Module in Theorie und Praxis im Mittel­

punkt des Beratungsgesprächs. Die 

Auswertung erfolgt auch vor dem Hin­

tergrund der in der Pflegeberufe-Ausbil­

dungs- und Prüfungsverordnung (PflA­

PrV) beschriebenen praktischen und 

mündlichen Prüfungsaufgaben in den 

relevanten Kompetenzbereichen. 

2. Anbieten modularer Vorbereitungs-

lehrgänge

Die Durchführung und Organisation der 

ermittelten Anpassungsmodule erfolgt 

im Kompetenzzentrum passgenau, mo­

dular und technikgestützt durch qualifi­

Landesgruppe Schleswig-Holstein

Neues Kompetenzzentrum zur Anerkennung  
ausländischer Fachkräfte in Schleswig-Holstein  
auf den Weg gebracht

Assessment, Beratung 
und Planung

Anbieten modularer
 

Anpassungslehrgänge Prüfung

Schematische Darstellung der drei Schritte
*Assessment = Beurteilung von persönlichen 

Qualitäten und Kompetenzen meist im Per­

sonalbereich
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ziertes Fachpersonal mit umfassen­

den Sprachkenntnissen. Jedes Mo­

dul ist für 64 Unterrichtsstunden 

konzipiert und von der Agentur für 

Arbeit zertifiziert. In allen Modulen 

findet eine intensive Deutsch-Sprach­

förderung mit der erforderlichen Fach­

sprache statt.

3. Qualifikation mittels Prüfung

Nach jedem Modul erfolgt eine Leis­

tungsüberprüfung. Nach erfolgrei­

cher Absolvierung aller notwendigen 

Module erfolgt die Kenntnisprüfung 

auf der Grundlage der rechtlichen 

Anforderungen aus dem Pflegebe­

rufegesetz. Zur Bewertung werden 

die Pflegeberufe-Ausbildungs- und 

Prüfungsverordnung (PflAPrV) sowie 

die entsprechende EU-Richtlinie von 

Abschlüssen aus Drittstaaten heran­

gezogen.

Mit der Kenntnisprüfung, die im sieb­

ten Modul erfolgt, kann die erfolgrei­

che Gleichwertigkeitsanerkennung 

des Berufsabschlusses nach circa 6 

bis 21 Wochen (je nach Anzahl der 

notwendigen Module) erfolgen. Pfle­

geeinrichtungen in Schleswig-Hol­

stein bietet sich die Chance, neue 

Fachkräfte zu gewinnen. „Ich freue 

mich, dass wir von Seiten des neu 

gegründeten SHIBB so viel wohlwol­

lende Unterstützung erhalten ha­

ben“, sagt Angela Poling, Schulleite­

rin im Bildungszentrum Malepar­

tus.  old

Landesgruppe Schleswig-Holstein

bpa und BGF-Koordinierungsstelle  
Schleswig-Holstein vereinbaren  
Kooperation zur Gesundheits
förderung in der Altenpflege

Der bpa hat mit den schleswig-holstei-

nischen Krankenkassen einen Koopera-

tionsvertrag geschlossen, dessen Ziel 

es ist, durch betriebliche Gesundheits-

förderung das Wohlbefinden von Pfle-

gekräften zu erhalten. Systematisch 

angewandtes betriebliches Gesund-

heitsmanagement sichert die Arbeits-

fähigkeit von Pflegekräften und hält sie 

langfristig im Beruf. Es leistet damit ei-

nen Beitrag zur Bewältigung der Ar-

beitsbelastung und zur Sicherung der 

Pflegequalität. 

Um die Gesundheit der Pflegekräfte zu 

stärken beziehungsweise zu erhalten, 

ist es immens wichtig, den Alltag der in 

der Pflege Beschäftigten gesundheits­

fördernd zu gestalten. Maßnahmen zur 

betrieblichen Gesundheitsförderung 

setzen an den strukturellen Rahmenbe­

dingungen der Pflegeeinrichtung an, 

die durch verhaltenspräventive Maß­

nahmen ergänzt werden. Prävention 

und Gesundheitsförderung sollen nicht 

nur schematisch angewandt, sondern 

täglich ganz selbstverständlich gelebt 

werden. 

Die BGF-Koordinierungsstelle hat den 

Auftrag, in der betrieblichen Gesund­

heitsförderung zu beraten und zu unter­

stützen. Mit der Kooperation soll der 

Auftakt gemacht werden, die Mitglieds­

einrichtungen für das Thema Gesund­

heitsförderung weiter zu sensibilisieren 

und ihnen einen einfachen Zugang zu 

Aufklärung, Beratung und Unterstüt­

zung bei der Umsetzung zu sichern. Ziel 

ist es auch gemeinsam mit der BGF-Ko­

ordinierungsstelle Projekte in die prak­

tische Umsetzung zu bringen.  old

bpa-Landesgeschäftsstellenleiter 

Kay Oldörp: „Betriebliches Gesund-

heitsmanagement leistet einen 

wichtigen Beitrag zur Bewältigung 

der Arbeitsbelastung und zur 

Sicherung der Pflegequalität.“
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Landesgruppe Schleswig-Holstein

Corona und kaum Aktivitäten? Tagespflege nutzt 
erfolgreich interaktive Lichtprojektionen  

Eine abwechslungsreiche Tagesgestaltung in Zeiten von Co-

rona aufrecht zu erhalten, ist nicht immer einfach. Dass und 

wie es gelingen kann, zeigt das Beispiel der Tagespflege „To 

Hus am Flieger GmbH“ in Fahrdorf. 

Geschäftsführer Mathias Schröder hat als Kranken- und In­

tensivpfleger langjährige Erfahrungen im Pflege- und Ge­

sundheitswesen in Dänemark und Norwegen gesammelt, be­

vor er 2015 mit einem kleinen Team zunächst einen Pflege­

dienst und 2019 die Tagespflege aufbaute. Heute sind 40 Mit­

arbeitende an zwei Standorten beschäftigt. 

Neben den als Strand- oder Waldzimmer gestalteten Ruhe­

räumen, einem gemütlich eingerichteten Wohnzimmer, einer 

„Klütterkammer“ für kreative Angebote, einem Besuchshund 

sowie einer großen Terrasse gibt es jetzt auch ein besonde­

res Highlight in der Tagespflege: die sogenannte „Tovertafel“ 

(niederländisch für Zaubertisch). „Die Tafel mit den interakti­

ven Lichtprojektionen fordert unsere Tagespflegegäste auf 

unterhaltsame und spielerische Weise heraus, Fähigkeiten zu 

entwickeln oder zu erhalten“, sagt Mathias Schröder.

Für das Team um Pflegedienstleiterin Tanja-Julia Hey hat sich 

gezeigt, dass mit dem Zaubertisch auch diejenigen Tages­

pflegegäste emotional erreicht werden konnten, die sonst 

kaum noch an Aktivitäten teilnahmen. „Mit der Tovertafel 

zaubern wir immer wieder ein Lächeln auf das Gesicht von 

Menschen mit kognitiven Herausforderungen.“  old

Die Zaubertafel projiziert Lichtbilder auf Flächen
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Landesgruppe Thüringen

„Irgendwer muss ja was tun“
Eine Thüringerin bringt bundesweite Petition auf den Weg

2.481 Einwohner zählt die Gemeinde 

Geraberg am Nordrand des Thüringer 

Waldes. Hier haben der ambulante Pfle-

gedienst und die Tagespflege von Silke 

Möhring ihren Sitz. 

Ende April zählt die Petition, die Silke 

Möhring Anfang Februar auf den Weg 

gebracht hat, bereits 26.746 Unterschrif­

ten. Unterschriften aus der ganzen Bun­

desrepublik. Sie richten sich gegen die 

geplanten Kürzungen bei der Tagess­

pflege aus dem Hause Jens Spahn, Teil 

des Eckpunktepapiers und nun des Ar­

beitsentwurfes, aus dem das Gesetz zur 

„Pflegereform 2021“ entstehen soll.

Die Leistungen bei der Tagespflege sol­

len um die Hälfte gekürzt werden, wenn 

gleichzeitig ein ambulanter Pflege­

dienst in Anspruch genommen wird. 

Als Silke Möhring im Februar bei einer 

bpa-Tagung von den Plänen hört, ist sie 

auf 180: „Die Kürzungen gefährden die 

Lebensqualität der hochbetagten oder 

dementiell erkrankten Nutzerinnen und 

Nutzer und deren Angehöriger, sie ge­

fährden Arbeitsplätze in der Tagespfle­

ge und ganze Existenzen. Wenn sich der 

Eigenanteil um 500 bis 600 Euro pro 

Monat erhöht, bleibt alles wieder an 

den Angehörigen hängen oder der Ver­

bleib in den eigenen vier Wänden ist 

nicht mehr möglich. Somit bleibt wenig 

übrig von dem Versprechen: ambulant 

vor stationär“. 
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Nur Beklagen ist nicht Sache der Thü­

ringerin. Sie setzt sich an den Computer 

und stellt eine Petition auf das Portal 

OpenPetition. Gleichzeitig beginnt sie 

zu recherchieren: „Ich habe mir die Ta­

gespflegen bundesweit herausgesucht, 

tausende Mails verschickt und das ein 

oder andere Interview gegeben.“ 

Dieses Engagement zahlte sich aus. 

Nicht nur auf dem Onlineportal gehen 

die Zahlen hoch. Unterstützerinnen 

sind mit handschriftlichen Listen unter­

wegs und die gehen dann stapelweise 

nach Geraberg: „Allein Ostern waren es 

fünf Pakete mit je 500 Blatt. Gemeinsam 

mit meiner Tochter habe ich die dann 

eingescannt und die Orte und Postleit­

zahlen noch einmal für die Statistik per 

Hand in das Portal eingepflegt“, sagt 

Silke Möhring. Unterstützung bekam 

die rührige Unternehmerin dabei auch 

von vielen bpa-Mitgliedern, aber auch 

diversen anderen Tagespflegen.

Noch bis zum 30. Juni läuft die Petition. 

Das Paket möchte die 45-Jährige am 

liebsten in Berlin persönlich an Ge­

sundheitsminister Jens Spahn überge­

ben, wenn die Pandemiediskussion 

dies zulässt. Zudem werden die Unter­

schriften auch dem Petitionsausschuss 

im Bundestag überreicht. Sollte die ge­

plante Zahl von 50.000 nicht erreicht 

werden, kann sich Silke Möhring auch 

die Zusammenlegung mit einer weite­

ren Petition vorstellen, die gerade 

läuft.  sta/te

Direktlink zur Petition:  

vinc.li/PetitionTP

Silke Möhring engagiert sich gegen die geplanten Kürzungen im Bereich Tages-

pflege

www.as-bremen.de/abrechnung-pflege.html
0421 303 83 149 | info@as-bremen.de

Persönlicher Ansprechpartner

Keine Vertragslaufzeiten

Auszahlung ab 48 Stunden

Keine Grundgebühren

Anzeige
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Pandemiebedingt fi ndet die Altenpfl e-

ge-Messe 2021 vom 6. bis 8. Juli virtuell 

statt. Der dreitägige Kongress „ALTEN-

PFLEGE Zukunftstag“ mit Vorträgen und 

Diskussionen ist ins virtuelle Messege-

schehen integriert. Er ist damit weitge-

hend im Preis des Messetickets* einge-

schlossen. Zu den Top-Themen gehö-

ren die Digitalisierung, die aktuelle Pfl e-

gereform, das Personalbemessungs sys-

tem und die Fachkräftegewinnung. Der 

bpa ist als Kooperationspartner an zahl-

reichen Veranstaltungen des Kongres-

ses beteiligt. 

   

6. Juli 2021, 

Eröffnung Altenpfl ege 2021 

und Altenpfl ege Zukunftstag 2021

9:30 bis 10:45 Uhr Messeeröffnung

Impuls mit Jens Spahn (angefragt)

zur Pfl egereform; anschließend Dis­

kussionsrunde unter anderem mit bpa­

Präsident Bernd Meurer und Diakonie­

Präsident Ulrich Lilie. 

Erster Tag, 6. Juli 2021

11.00 bis 12.00 Uhr

V1: Neue Gesetze und Pfl egereform – 

Was braucht die Pfl ege?

•  Prof. Heinz Rothgang, Universität 

Bremen, Personalbemessung

•  Herbert Mauel, Geschäftsführer 

bpa, Ausblick – Praxischeck – 

Sind die bisherigen Maßnahmen 

wirkungsvoll?

12:15 bis 13:15 Uhr

V2: Betriebliche Gesundheitsförde-

rung für Pfl egekräfte – Verbindung 

 primärpräventiver Angebote der 

 Kranken- und Pfl egekassen mit 

 Maßnahmen der Rentenversicherung

•  Joachim Görtz, Leiter der bpa­ 

Landesgeschäftsstelle Bayern, 

 Moderation

•  Ulrike Pernack, Verband der 

 Ersatzkassen e.V. (vdek) Berlin 

•  Dr. Dieter Frisch, Ludwig­ 

Maximilians­Universität, München

•  N. N., Rentenversicherung Süd

13:30 bis 17.00 Uhr

Deep Dive: Vergütung ambulant

•  Andreas Heiber, Die Vergütungs­

situa tion in den Ländern – ein Über­

blick

•  Bernd Tews, bpa­Geschäftsführer, 

Wagnis und Gewinn – Wieviel Pro­

zent sind drin? 

•  Philipp Seifert, proVida Pfl egedienst 

Hildesheim, Lassen Kassen Pfl ege­

dienst am langen Arm verhungern? 

Ein Praxisbericht. 

14:45 bis 15.15 Uhr 

V4: Die Zeichen stehen auf Digitalisie-

rung – die Telematikinfrastruktur für 

die Pfl ege kommt 

•  Britta Gräfe, Referentin Digitalisie­

rung, bpa

Zweiter Tag, 7. Juli 2021

13:30 bis 17.00 Uhr

Deep Dive: Technologie und Fort-

schritt: Digitalisierung und Elektro-

mobilität

•  Peter Groeneveld, Es geht nur im 

Team – Mitarbeiter auf die digitale 

Reise mitnehmen

•  Philipp Seifert, proVida Pfl egedienst 

Hildesheim, Das geht! Wie Pfl ege­

dienste ihre Prozesse digital auf­

stellen können

•  N. N., Förderprogramme und mehr! 

Förderprogramme für die Elektri­

fi zierung 

Dritter Tag, 8. Juli 2021

09:30 bis 10.45 Uhr

V15: Löhne in der Pfl ege: Mindestlohn, 

Tarifl ohn, AVR – aktueller Stand nach 

der Verabschiedung des GVWG

•  Bundesminister für Arbeit und 

Sozia les, Hubertus Heil (angefragt)

•  Dr. Sven Halldorn, Geschäftsführer 

bpa Arbeitgeberverband, Berlin

•  Heike von Gradolewski­Ballin, 

 Leitung Tarifpolitik Verdi, Berlin

•  Prof. Dr. Felix Hartmann, 

Freie Universität Berlin

•  Moderation: Martin von Berswordt­

Wallrabe, Düsseldorf

Da bei Redaktionsschluss noch nicht 

 alle Programmpunkte, Zeiten und Mo­

dalitäten feststanden, wird es zu einem 

späteren Zeitpunkt für bpa­Mitglieder 

noch einem Sonder­Newsticker zum Al­

tenpfl ege Zukunftstag 2021 geben. 

*  Das Messeticket (normal 29 Euro) ist 

für bpa­Mitglieder via Gutscheincode 

kostenlos. Für die Deep Dives zahlen 

bpa­Mitglieder, die sich über die Messe­

seite anmelden, nur 69 Euro statt 89 Eu­

ro (netto). 

Aktuelle Informationen fi nden Sie unter 

www.altenpfl ege­messe.de.

Der bpa beim virtuellen Altenpfl ege Zukunftstag 2021
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bpa-Bundesmitgliederversammlung 
2021 erstmals virtuell
Bitte den Termin vormerken: 21. Oktober 2021

bpa-Mitglieder sollten sich den Termin 

schon einmal vormerken: Die alle zwei 

Jahre tagende Mitgliederversammlung 

des bpa findet am 21. Oktober 2021 

erstmals virtuell statt. Wir werden Sie 

rechtzeitig über die entsprechenden 

Anmeldemodalitäten informieren.

Aufgrund des nicht vorherzusehenden 

Pandemiegeschehens in den Herbst­

monaten hat das Präsidium zusammen 

mit dem Gesamtvorstand des bpa be­

schlossen, in diesem Jahr eine virtuelle 

Veranstaltung durchzuführen. Auf die 

gewohnte Fachtagung wird aufgrund 

des Formates verzichtet und die Verlei­

hung des bpa-Quality-Awards erfolgt 

im Rahmen der nächsten Präsenzmit­

gliederversammlung.

Wir freuen uns sehr, dass der Bundes­

minister für Gesundheit, Jens Spahn, 

seine Teilnahme wieder zugesagt hat. 

Auf der Tagesordnung der Mitglieder­

versammlung stehen unter anderem 

die Verabschiedung des Haushalts und 

die Wahl der Präsidentin/des Präsiden­

ten.

2021 läuft die Amtsperiode des Präsi­

denten aus. So werden die teilnehmen­

den Mitglieder, die gemeinsam das 

höchste Beschlussgremium des bpa bil­

den, 2021 zur Präsidentschaftswahl auf­

gefordert sein.

Jedes bpa-Mitglied hat neben dem akti­

ven auch ein passives Wahlrecht, kann 

sich also zur Wahl stellen.

Bewerberinnen und Bewerber, die sich für 

das Amt der Präsidentin oder des Präsi­

denten aufstellen lassen möchten, wer­

den gebeten, ihr Interesse bitte bis Mon­

tag, 19. Juli 2021, der bpa-Bundesgeschäfts­

stelle, Friedrichstraße 148, 10117 Berlin 

oder per E-Mail an: bund@bpa.de mit­

zuteilen, damit gegebenenfalls eine Vor­

stellung im bpa-Magazin* erfolgen kann. 

Selbstverständlich kann eine Kandida­

tur bis zum Datum der Mitgliederver­

sammlung erklärt werden.

* �Die Vorstellung im bpa-Magazin ist je­

doch keine Voraussetzung für eine 

Kandidatur (hierzu siehe § 6 Abs. 2 der 

Satzung).
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Sabine Söngen, 10 Jahre bpa

Sabine Söngen, Landesbeauftragte in 

der Geschäftsstelle Wiesbaden, feierte 

am 1. April 2021 ihr 10-jähriges Dienst­

jubiläum beim bpa. Landesgeschäftsstel­

lenleiter Manfred Mauer überreichte ei­

ne Urkunde des bpa-Präsidenten Bernd 

Meurer sowie die Glückwünsche der 

Geschäftsführung in Berlin. Auch die 

Landesvorsitzenden Ralf Geisel und 

Dirk Mohr ließen es sich nicht nehmen, 

ihre Glückwünsche pandemiegemäß 

über eine Videozuschaltung zu über­

bringen. Frau Söngen hatte bereits als 

Vertreterin der Kostenträgerseite in Ver­

gütungsverhandlungen und Gremienar­

beit deutliche Berührungspunkte zum 

bpa. Dort war sie als besonders enga­

gierte und durchsetzungsstarke Ver­

handlerin aufgefallen, so dass es nahe 

lag, sie lieber auf „unsere Seite“ zu zie­

hen. Eine Entscheidung, die sich sehr 

vorteilhaft für die hessischen Mitglieder 

ausgewirkt hat. Hat sie doch eine fachli­

che Qualität und persönliche Überzeu­

gung in die direkte Beratung der Mit­

glieder sowie deren Interessenvertretung 

auf Landesebene eingebracht, die bei­

spielgebend ist. Der Perspektivwechsel 

von der Kassenseite zur Leistungserbrin­

gerseite hat sich dabei schnell als Vor­

teil erwiesen, da sie es hervorragend 

versteht, die vielfältigen und nicht im­

mer unkomplizierten Anforderungen der 

Kostenträger, zum Beispiel in Fragen des 

Leistungsrechts, einfach und präzise für 

unsere Mitgliedseinrichtungen zu „über­

setzen“. Der bpa bedankt sich für zehn 

erfolgreiche Jahre und freut sich auf die 

weitere gute Zusammenarbeit zum Woh­

le der Mitgliedseinrichtungen.

Stephanie Ahlig-Lauter, 15 Jahre bpa

Anfangs war ihr Arbeitsplatz noch ein Eckchen im Konferenzraum 

einer zu klein gewordenen Geschäftsstelle, mittlerweile hat Ste­

phanie Ahlig-Lauter nicht nur seit langem ihr eigenes Büro, son­

dern ist zur festen Größe in der Bundesgeschäftsstelle in Berlin 

geworden. Seit dem 1. Mai 2006 können sich die Kolleginnen und 

Kollegen im Justiziariat nicht nur darauf verlassen, dass alle Ak­

ten in bester Ordnung sind, auch jede andere Aufgabe wird 

prompt und mit Schwung erledigt. Mit unerschütterlich guter 

Laune und einem immer gut gefüllten Bonbonglas ist Stephanie 

Ahlig-Lauter auch für Notfälle außerhalb des Justiziariats eine si­

chere Bank. Wird irgendwo Hilfe gebraucht, diskutiert sie nicht 

lange, sondern packt einfach mit an. Wir bedanken uns herzlich 

für fünfzehn Jahre Verlässlichkeit und Frohsinn in der Bundesge­

schäftsstelle und freuen uns schon jetzt auf das nächste Jubiläum 

ohne AHA+L!

Der Leiter der 

bpa-Landes

geschäftsstelle 

Manfred Mauer 

gratuliert Sabine 

Söngen zum 

10-jährigen 

Dienstjubiläum

Die Leiterin des Justiziariats Ise Neumann und 

Stephanie Ahlig-Lauter

Fo
to

: s
j

Verdiente Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
In den vergangenen Monaten konnten zahlreiche Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des bpa ihr Betriebsjubiläum feiern
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Lars Tosch

Landesreferent für Schleswig-Holstein

Lars Tosch unterstützt als Landesreferent seit 1. April 2021 

die bpa-Landesgeschäftsstelle Schleswig-Holstein. Bran­

chenfremd ist Tosch nicht: mehr als 20 Jahre war er im 

Unternehmensbereich Pflege eines Wohlfahrtsverbandes tätig und kennt 

sich mit ambulanter, stationärer und teilstationärer Pflege aus. Als Be­

triebswirt und EFQM-Assessor sind auch Zahlen, Daten und Fakten für ihn 

kein Neuland und er wird diese Erfahrung in die neuen Aufgaben beim bpa 

einbringen.

Neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Henning Sittlinger

Landesreferent für Nordrhein-Westfalen

Henning Sittlinger verstärkt seit 15. März 2021 als Landesre­

ferent die bpa-Landesgruppe Nordrhein-Westfalen. Bisher 

arbeitete der Sozialpädagoge (B. A.) und Kriminologe (M. A.) 

als pädagogische Leitung in der Kinder- und Jugendhilfe. In diesem Bereich 

war ihm die Förderung der inklusiven Ausrichtung der Angebote und Leis­

tungen ein wichtiges Anliegen. Zusätzlich doziert Sittlinger im Bachelorstu­

diengang ‚,Soziale Arbeit‘‘ zu den vielfältigen Themen im Bereich der Kinder- 

und Jugendhilfe an der privaten FOM-Hochschule, mit der auch der bpa ko­

operiert. In diesem Fachmodul werden auch die Lweistungen der Eingliede­

rungshilfe für Kinder und Jugendliche behandelt. Der neue Kollege freut sich 

auf die Aufgaben im bpa und insbesondere darauf, auch die Mitglieder der 

Eingliederungshilfe zu unterstützen.



Ihre Ansprechpartner beim bpa

Bundesgeschäftsstellen
Friedrichstraße 148 · 10117 Berlin
Geschäftsführer: Herbert Mauel, Bernd Tews
Leiterin Justitiariat: Ise Neumann
Leiter der Bundesgeschäftsstelle: Axel Schnell

Pressesprecher und Leiter Presse-  
und Öffentlichkeitsarbeit:
Uwe Dolderer
Telefon: +49 30 308788-60
Telefax: +49 30 308788-89
bund@bpa.de

Verwaltung Bundesangelegenheiten:
Monika Weber-Beckensträter
Oxfordstraße 12 – 16 · 53111 Bonn
Telefon: +49 228 60438-0
Telefax: +49 228 60438-99
info@bpa.de

Baden-Württemberg
Stefan Kraft
Mobil: +49 172 4154918
Berthold Denzel
Mobil: +49 173 5222451
Ronny Brosende
Mobil: +49 171 6538350
Pia Donnert-Brehm
Mobil: +49 173 2092456
Johanna Mulfinger
Mobil: +49 152 09240503
Jennifer Ludwig
Mobil: +49 171 3591385
Marienplatz 8 · 70178 Stuttgart
Telefon: +49 711 96049-60
Telefax: +49 711 96049-70
baden-wuerttemberg@bpa.de

Bayern
Joachim Görtz
Mobil: +49 174 3463969
Fritz Habel
Mobil: +49 173 7000943
Ilona Taylor
Mobil: +49 173 2062868
Stefan Hahnemann
Mobil: +49 173 9004059
Falk Roßkopf
Mobil: +49 151 11601408
Anika Stoschek
Mobil: +49 175 4289378
Johannes Keller
Mobil: +49 151 23894889
Westendstraße 179 · 80686 München
Telefon: +49 89 890448320
Telefax: +49 89 890448321
bayern@bpa.de

Berlin
Michael Lomb
Mobil: +49 175 1091507
Dietmar Schmidt
Mobil: +49 173 5186323
Adrian Imhof
Mobil: +49 172 4154943
Kurfürstendamm 92 · 10709 Berlin
Telefon: +49 30 338475250
Telefax: +49 30 338475279
berlin@bpa.de

Brandenburg
Sabrina Weiss
Mobil: +49 152 21732243
Miriam Freimeyer
Mobil: +49 151 588441210 
Sarah Kolbe
Schopenhauerstraße 7 · 14467 Potsdam
Telefon: +49 331 97 92 33 70
Telefax: +49 331 97 92 33 79 
brandenburg@bpa.de

Bremen/Bremerhaven
Johanna Kaste
Mobil: +49 151 74128429
Wachtstraße 17–24 · 28195 Bremen
Telefon: +49 421 68544175
Telefax: +49 421 68544177
bremen@bpa.de

Hamburg
Uwe Clasen
Mobil: +49 171 5021455
Sören Ahlf
Mobil: +49 174 1837313
Philip Eckhardt
Mobil: +49 151 15885353
Süderstraße 24 · 20097 Hamburg
Telefon: +49 40 25307160
Telefax: +49 40 253071629
hamburg@bpa.de

Hessen
Manfred Mauer
Sabine Söngen
Mobil: +49 172 9911727
Stefan Hißnauer
Mobil: +49 172 2438503
Oliver Hauch
Mobil: +49 172 4103485
Astrid Jestel-Rücker
Mobil: +49 173 2751623
Markus Ahne
Mobil: +49 151 72317292
Mirjam Abraham
Schiersteiner Str. 86 · 65187 Wiesbaden
Telefon: +49 611 341079-0
Telefax: +49 611 341079-10
Hessen@bpa.de

Mecklenburg-Vorpommern
Sven Wolfgram
Mobil: +49 172 4154935
Carolin Möller
Mobil: +49 160 90159111
Anja Welenz
Mobil: +49 172 3275680
Mirco Wedemeier
Mobil: +49 172 5329688
Köpmarkt – Am Grünen Tal 19
19063 Schwerin
Telefon: +49 385 3992790
Telefax: +49 385 3992799
mecklenburg-vorpommern@bpa.de

Niedersachsen
Carsten Adenäuer
Mobil: +49 1525 1672305
Jens Krüger
Mobil: +49 173 6024877
Hinrich Ennen
Mobil: +49 174 3051402 
Stephan von Kroge
Mobil: +49 173 9138325 
Björn Aselmeyer
Mobil: +49 172 2832135
Nils Schwichtenberg-Zech
Mobil: +49 160 92625800
Herrenstraße 5 · 30159 Hannover
Telefon: +49 511 123513-40
Telefax: +49 511 123513-41
niedersachsen@bpa.de

Nordrhein-Westfalen
Norbert Grote
Mobil: +49 174 3463968
Iris Potthof
Mobil: +49 160 92628199
Michael Siering
Mobil: +49 173 1792829 
Kirsten Hinz 
Mobil: +49 151 74112553
Ulrich Kochanek
Mobil: +49 173 6434880
Christine Strobel
Mobil: +49 162 1311314
Alexandra Nuy
Mobil: +49 151 74112553
Henning Sittlinger
Mobil: +49 160 3321459
David Schulz
Friedrichstraße 19 · 40217 Düsseldorf
Telefon: +49 211 311393-0 
Telefax: +49 211 311393-13
nordrhein-westfalen@bpa.de

Rheinland-Pfalz
Jutta Schier
Mobil: +49 173 2063932
Jan-Christoph Harnisch
Mobil: +49 170 8079188
Barbara Goetsch
Petra Therre
Mobil: +49 151 19115274
Katrin Möller
Mobil: +49 172 5300969
Rheinallee 79 – 81 · 55118 Mainz
Telefon: +49 6131 88032-0
Telefax: +49 6131 88032-10
rheinland-pfalz@bpa.de

Saarland
Angela Eicher
Mobil: +49 173 7464956
Mechthild Hoffmann
Mobil: +49 151 15282066
Heinrich-Barth-Straße 18 
66115 Saarbrücken
Telefon: +49 681 9488840
Telefax: +49 681 9488842
saarland@bpa.de

Sachsen
Jacqueline Kallé
Mobil: +49 162 1341356
Olaf Schwabe
Mobil: +49 173 7053759
Rudolf Pietsch
Mobil: +49 172 2009392
Anne Müller
Mobil: +49 172 6138210
Sebastian Henze
Mobil: +49 162 1321678
Elsterstraße 8 a · 04109 Leipzig
Telefon: +49 341 52904460
Telefax: +49 341 52904489
sachsen@bpa.de

Sachsen-Anhalt
Daniel Heyer
Mobil: +49 172 2690689
Uwe Mahrla
Mobil: +49 172 4154939
Fabian Herrmann
Mobil: +49 175 7227525
Haeckelstraße 9 · 39104 Magdeburg
Telefon: +49 391 24358630
Telefax: +49 391 24358659
sachsen-anhalt@bpa.de

Schleswig-Holstein
Kay Oldörp
Mobil: +49 174 3327860
Roland Weißwange
Mobil: +49 174 3427564 
Anke Buhl
Mobil: +49 160 6698384
Lars Tosch
Mobil: +49 160 5566654
Hopfenstraße 65 · 24103 Kiel
Telefon: +49 431 66947060
Telefax: +49 431 66947089
schleswig-holstein@bpa.de

Thüringen
Thomas Engemann
Mobil: +49 172 3167969
Mathias Räder
Haarbergstraße 61a · 99097 Erfurt
Telefon: +49 361 6538688
Telefax: +49 361 6538689
thueringen@bpa.de

Seminare
Regine Arnhold
Oxfordstraße 12–16 · 53111 Bonn
Telefon: +49 228 60438-0
Telefax: +49 228 60438-99
seminare@bpa.de
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Rheinallee 79 – 81 · 55118 Mainz
Telefon: +49 6131 93024-0
Telefax: +49 6131 93024-29
Hotline: 0800 5005225
info@bpa-servicegesellschaft.de
Geschäftsführer
Michael Diehl
diehl@bpa-servicegesellschaft.de
Leiter Pflegesatzwesen
Christian Dix
dix@bpa-servicegesellschaft.de

Geschäftsstelle Nord
Heinrich-Hertz-Straße 90 · 22085 Hamburg
Telefon: +49 40 253071620
infoNord@bpa-servicegesellschaft.de
Lars Becker  
becker@bpa-servicegeselIschaft.de
Lucas Scheybal  
scheybal@bpa-servicegesellschaft.de

Geschäftsstelle Süd
Rumfordstraße 10 · 80469 München
Telefon: +49 89 57879857
infoSued@bpa-servicegesellschaft.de
Michael O. Haile
haile@bpa-servicegesellschaft.de
Thomas Geier
geier@bpa-servicegesellschaft.de

Geschäftsstelle West
Werdener Straße 6 · 40227 Düsseldorf
Telefon: +49 211 59828939
infoWest@bpa-servicegesellschaft.de
Gunnar Michelchen
michelchen@bpa-servicegesellschaft.de
Arnaud Liminski
liminski@bpa-servicegesellschaft.de

Geschäftsstelle Ost
Mehringdamm 66 · 10961 Berlin
Telefon: +49 30 30111066
Nico Kling
kling@bpa-servicegesellschaft.de
Lucas Scheybal 
scheybal@bpa-servicegesellschaft.de

Versicherungen
Hans-Jürgen Erhard
Rudolf-Wild-Str. 102 · 69214 Eppelheim
Telefon: 0800 5005225
versicherungen@bpa-servicegesellschaft.de

Konzeptionen
Marlies Enneking
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Eine 
starke Gemeinschaft
privater Anbieter

der Verband der privaten Pfl egeeinrichtungen mit mehr 
als 12.000 ambulanten und stationären Mitgliedseinrichtungen. 
Mehr als jede dritte Pfl egeeinrichtung ist Mitglied im bpa.


